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Die vorliegende Fallstudie wurde im Anschluss an eine Unter- 
suchung über Verbânde in der Nahrungsmittelindustrie er- 
stellt, um anhand eines einzelnen Politikfeldes zusâtzliche 
Erkenntnisse zur Organisation von Wirtschaftsinteressen zu 
gewinnen. Ein Beitrag der Stiftung Volkswagenwerk ermoglichte 
die Durchfiihrung der Fallstudie.
Die Fallstudie stiitzt sich zum Teil auf Material, das im 
Rahmen der erwahnten Untersuchung gesammelt worden ist.
Dieses Material habe ich mit spezifischen, Nachfragemacht 
und die damit zusammenhângenden Problème betreffenden Unter- 
lagen erganzt. Zusatzlich zur Dokumentenanalyse fiihrte ich 
mit verschiedenen Experten aus Kreisen der Industrie, des 
Handels und der Kartellkommission Gesprâche durch. Ihnen, 
die sich zum Teil zum zweiten Mal für Interviews mit uns 
zur Verfügung gestellt haben, rnochte ich an dieser Stelle 
für ihr Interesse und ihre Auskunftsbereitschaft ebenso 
danken wie all jenen, die mir bei der nicht immer leichten 
Beschaffung der statistischen Unterlagen behilflich waren.
Die Arbeit an dieser Fallstudie wurde im Mai 1984 abge- 
schlossen.
Forschungsprojekt :
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Im Laufe unserer Arbeit an einer Untersuchung über Verbande 
in der schweizerischen Nahrungsmittelindustrie (Farago et al. 1984) 
sind wir von Vertretern dieser Verbande mehrfach auf die Frage 
der Nachfragemacht des Lebensmitteldetailhandels als eines der 
wichtigsten Problème, mit denen die Nahrungsmittelindustrie 
heute konfrontiert sei, aufmerksam gemacht worden. Aehnliche 
Erfahrungen machten andere Landerteams des internationalen 
Projekts, in dessen Rahmen wir die Untersuchung durchführten 
(zur Anlage dieses internationalen Projekts vgl. Schmitter/
Streeck 1981). Wir haben deshalb im Einvernehmen mit den inter­
nationalen Koordinatoren beschlossen, diesem spezifischen Prob­
lem eine eigene Fallstudie zu widmen.
Das Zentrum der Fallstudie bildet die Analyse von Inhalt,
Formen und Resultaten kollektiver Reaktionen der Nahrungs­
mittelindustrie auf Nachfragemacht (1). Zunachst muss jedoch 
geklart werden, was unter Nachfragemacht grundsatzlich zu 
verstehen sei. Dabei kann es allerdings nicht um eine umfas- 
sende Darlegung der wettbewerbstheoretischen Diskussion gehen; 
angestrebt ist vielmehr eine Arbeitsdefinition, die in etwa 
den begrifflichen Rahmen dieser Fallstudie abstecken soil.
Da die Untersuchung sich auf die Schweiz beschrankt (zu Nach- 
fragemacht in international vergleichender Perspektive vgl.
Farago (im Druck)), ist es sinnvoll, sich auf schweizerische 
Quellen zu stützen, weil diese gleichzeitig den rechtlichen 
Rahmen für die Aktivitaten der Industrie abstecken.
1.1. ZUR DEFINITION VON NACHFRAGEMACHT
In ihrem Bericht über "Die Nachfragemacht und deren Missbrauch" 
(VKK 1976), der für die Nachfragemacht-Diskussion in der Schv/eiz 





























































































"Nach Ansicht der Kartellkommission liegt Nachfragemacht 
dann vor, wenn ein Nachfrager aufgrund seiner Marktstellung 
von einem Anbieter Bedingungen zugestanden erhalten kann, 
die er ohne diese Macht nicht durchsetzen kônnte. Diese 
Nachfragemacht ist in einem besonders ausgestalteten und 
jeweils auf besonderen Ursachen beruhenden Machtverhaltnis 
zwischen einem Nachfrager und einem Anbieter begründet, wo- 
bei ein positiver Machtsaldo zugunsten des Nachfragers zu 
verzeichnen ist. Dieser positive Machtsaldo Oder diese Ueber- 
macht des Nachfragers aussert sich darin, dass der Nachfrager 
leichter auf die Geschaftsbeziehungen zum Anbieter verzichten 
kônnte als umgekehrt. Das heisst mit anderen Worten, dass 
das Nichtzustandekommen, das Auflôsen Oder die wesentliche 
Verminderung von Geschaftsbeziehungen für den Nachfrager we- 
niger schwerwiegende Folgen hatte als für den Anbieter. Darin 
liegt die besondere Macht begründet, was zur Folge hat, dass 
der Anbieter eher zu Konzessionen bereit ist als der Nach­
frager. Der Nachfrager hat demnach aufgrund dieser Macht- 
stellung die Moglichkeit, die Geschaftsbeziehungen zu einem 
Anbieter bis zu einem gewissen Grade nach seinem Gutdünken 
und mehr oder weniger ohne die Mitsprache des Anbieters aus- 
zugestalten." (VKK 1976:79)
Nachfragemacht erlaubt also dem Nachfrager (in unserem Fall 
dem Lebensmitteldetailhandel), fur sich gunstigere Geschafts- 
bedingungen gegeniiber dem Anbieter (in unserem Fall der Nah- 
rungsmittelindustrie) durchzusetzen. Da es nach Schluep 
(1977:580) "keine allgemeine und abstrakte Marktmacht gibt, 
sondern immer nur besondere und konkrete Machtverhaltnisse" , 
sind auch fur Nachfragemacht, die mit Marktmacht praktisch 
identisch ist (2), die konkreten Wettbewerbsverhaltnisse auf 
einem spezifischen Markt von ausschlaggebender Bedeutung. 
Nachfragemacht beruht somit "auf engen relevanten Markten" 
(Schluep 1977:588). Der wichtigste - wenngleich, wie die 
Kartellkommission betont, nicht der einzige (3) - Indikator 
fur die Marktverhaltnisse ist die Unterteilung des Marktes 
auf der Nachfrageseite. Je weniger Nachfrager vorhanden sind, 
desto grosser ist ihre Nachfragemacht: "Es kann die Vermutung 
aufgestellt werden, dass bei Vorliegen eines Monopsons oder 
eines Oligopsons in Form von Einzelunternehmungen oder Kar- 
tellen die Nachfragemacht sehr gross ist." (VKK 1976:79) 
Insgesamt stellt sich Nachfragemacht dar als ein Machtungleich- 
gewicht auf dem Markt zugunsten des Abnehmers von Produkten 




























































































das theoretische und praktische Gegenstück zur Angebots- 
macht, welche ein Ungleichgewicht zugunsten des Herstellers 
der Produkte (oder Dienstleistungen) beinhaltet.
Das allgemeine Résultat der zitierten Untersuchung der Kartell 
kommission war, dass Nachfragemacht unter das (ursprünglich 
im Hinblick auf Angebotsmacht konzipierte) Kartellgesetz falle 
und dass Nachfrageraacht-Sachverhalte deshalb unter kartell- 
rechtlichen Gesichtspunkten zu bewerten seien (VKK 1976:84ff.) 
Nun handelt es sich beim schweizerischen Kartellgesetz um 
ein Missbrauchsgesetz; es ahndet nicht Kartelle als solche, 
sondern nur deren allfallige volkswirtschaftliche Oder soziale 
Schadlichkeit. Das gilt für Anbieter gleichermassen wie fiir 
Nachfrager: "Unterstellt eine gegebene Kartell- und Monopol- 
ordnung marktbeherrschende Zustande einer Missbrauchsaufsicht, 
so muss diese auf der Seite der Anbieter gleichermassen wirk- 
sam sein wie auf jener der Nachfrager. In diesem zweiten Fall 
bleibt lediglich die dornenvolle Aufgabe, Missbrauchstatbe- 
stande von 'normalem Einsatz' der Marktmacht abzugrenzen." 
(Schluep 1977:569; analog: VKK 1976:86)
Weder Nachfragemacht noch deren Gebrauch wird also in der 
Schweiz für schadlich gehalten, sondern erst deren Missbrauch. 
Die "dornenvolle Aufgabe" der Abgrenzung des Missbrauchs, 
von der Schluep spricht, ist rein theoretisch kaum zu lôsen.
So stellt etwa die Kartellkommission fest, von Missbrauch 
kônne dann gesprochen werden, wenn der Nachfrager "unter dem 
Einsatz einer entsprechenden Markt-Uebermacht beim Marktpart- 
ner besondere Zugestandnisse durchzusetzen versucht und durch- 
zusetzen vermag" (VKK 1976:81). Schluep (1977:588f.) seiner- 
seits prâzisiert, von Missbrauch der Nachfragemacht kônne 
gesprochen werden, wenn die Forderungen der Nachfrager Bedin- 
gungen betrafen, die für sie nicht aus betriebswirtschaftli- 
chen Gründen unverzichtbar seien. Den Interpretationsschwie- 
rigkeiten, die solch vage Formulierungen aufwerfen, weicht 
man in der Praxis mit Kasuistik aus (Schluep 1977:589). Das 




























































































von Nachfragemacht-Tatbestânden des Bundeswirtschaftsmini- 
steriums der BRD, die als "Sündenregister" bekannt geworden 
ist (vgl. Kap. 3). Auch die Kartellkommission ist in ihren 
Berichten grundsatzlich nicht anders verfahren.
So spielen für die Beurteilung von Nachfragemacht und deren 
Missbrauch die konkreten Verhaltnisse und deren Einschâtzung 
eine wesentliche Rolle. Dass hierbei auch Wertungen erfolgen 
müssen (Schluep 1977:577f.), ist angesichts der gegensâtzli- 
chen Interessenlage der Betroffenen nicht erstaunlich.
1.2. AUFBAU DIESES BERICHTS
Der vorliegende Bericht folgt in seinem Aufbau den von der 
eben besprochenen Definition angelegten Wegen: Zunachst unter- 
suche ich die Marktverhaltnisse im Lebensmitteldetailhandel; 
das 2. Kapitel schildert die wichtigsten Entwicklungstrends 
sowie die unternehmensmâssige Konzentration im Lebensmittel­
detailhandel als die strukturellen Voraussetzungen von Nach- 
fragemacht (4). Danach geht es im 3. Kapitel um die konkreten 
Formen des Missbrauchs von Nachfragemacht im Sinne einer Auf- 
zahlung entsprechender Tatbestânde. Erst nachdem strukturelle 
Voraussetzungen und empirische Inhalte von Nachfragemacht 
bekannt sind, gehe ich zur ausführlichen Analyse der kollek- 
tiven Reaktionen der Nahrungsmittelindustrie auf die geschil- 
derten Tatbestânde über. Ein abschliessendes Kapitel enthalt 
einige Schlussfolgerungen im Hinblick auf die in unserem Pro- 
jekt interessierenden Fragen nach den Voraussetzungen und 





























































































2 . DER NACHFRAGE-MARKT: DATEN ZUR STRUKTUR DES 
LEBENSMITTELDETAILHANDELS
Die Grundlage fiir Ausiibung und Missbrauch der Nachfragemacht 
ist die Struktur des Nachfrage-Marktes; denn nur wenn hohe 
Marktanteile bei wenigen Nachfragern konzentriert sind, kon- 
nen diese ihre damit gegebene Marktmacht als Druckmittel in 
Verhandlungen mit Lieferanten einsetzen. Dieses Kapitel soli 
deshalb einige wichtige Informationen iiber die Struktur des 
Lebensmitteldetailhandels vermitteln. Dabei gehe ich in drei 
Schritten vor: Als erstes analysiere ich anhand einiger Indi- 
katoren die wichtigsten Entwicklungstendenzen im Lebensmittel- 
detailhandel wahrend der letzten 25 Jahre; in einem zweiten 
Abschnitt stelle ich die unternehmensmassige Konzentration 
im Lebensmitteldetailhandel anhand der verfugbaren Daten 
dar; schliesslich betrachte ich die Auswirkungen der Konzent­
ration im Handel auf die Absatzstruktur der Herstellerfirmen. 
Da die Datenlage zum Detailhandel alles andere als einfach 
ist, schildere ich aber zunachst kurz deren Problematik.
Es gibt in der Schweiz bis heute keine offiziellen statisti- 
schen Unterlagen iiber das Detailhandelsvolumen. Alle in die- 
sem Kapitel referierten Marktdaten beruhen deshalb auf Schat- 
zungen. Solche Schatzungen sind heutzutage, angesichts der 
òffentlichen Debatte um die Konzentration im Lebensmittel­
detailhandel und die Nachfragemacht einzelner Handelskonzerne, 
ein Politikum. Es ist daher nicht erstaunlich, dass je nach 
der Interessenlage der fiir die jeweiligen Statistiken Verant- 
wortlichen ganz unterschiedliche Werte in Umlauf sind. Grund- 
satzlich lassen sich in Bezug auf den Lebensmitteldetailhandel 
zwei verschiedene Positionen unterscheiden; die eine geht 
vom sogenannten institutionellen Lebensmitteldetailhandel 
aus, die andere vom funktionellen Lebensmitteldetailhandel.
Der institutionelle Lebensmitteldetailhandel umfasst im



























































































von Glitern des taglichen Bedarfs (Lebens- und Genussmittel, 
Kosmetika, Reinigungs- und Waschmittel) fiihren und fur die 
der Handel mit diesen Giitern den wichtigsten Teil ihrer 
Geschaftstatigkeit ausmacht. Unter diese Definition fallen 
die klassischen Lebensmittelgeschafte in all ihren unter- 
schiedlichen Organisationsformen (Unabhangige, Ketten, Filial- 
betriebe, Konsumgenossenschaften), nicht aber Geschafte des 
sogenannten Fachhandels (Backereien, Metzgereien, Milchge- 
schafte), Reformhauser, Drogerien, Kioske, Marktfahrer etc. 
(weil alle diese Formen in der Regel kein Vollsortiment fiih- 
ren) und auch nicht die Warenhauser (deren Umsatzschwerpunkte 
nicht bei den Lebensmitteln liegen). Im funktionellen Lebens- 
mitteldetailhandel hingegen sind auch diese letzteren Formen 
eingeschlossen. Der funktionelle Lebensmitteldetailhandel ist 
somit umfassender als der institutionelle; grob gesprochen 
kann davon ausgegangen werden, dass er ein etwa doppelt so 
grosses Marktvolumen definiert (vgl. Fig. 2). Es ist nun 
von erheblicher Bedeutung, welche der zwei Schatzungen zur 
Grundlage von Marktanteilsberechnungen gemacht wird; je 
nachdem hat z.B. der Marktfuhrer MIGROS einen Marktanteil 
von 24 % (am funktionellen Lebensmitteldetailhandel) oder 
von 37 % (am institutionellen Lebensmitteldetailhandel).
Die Detailhandelskonzerne (insbesondere MIGROS und COOP) 
gehen vom funktionellen Lebensmitteldetailhandel aus, die 
Nahrungsmittelindustrie dagegen vom institutionellen Lebens­
mitteldetailhandel. Die unterschiedlichen Marktanteilsberech­
nungen widerspiegeln gegensatzliche Interessenlagen: Die einen 
wollen auf keinen Fall grosser erscheinen als notwendig, die 
anderen wollen ihre Marktpartner so gross werden lassen wie 
moglich.
Das Thema der vorliegenden Untersuchung lasst es als sinnvoll 
erscheinen, sich auf die Schatzung des funktionellen Lebens- 
mitteldetailhandels zu stiitzen, wenn es urn die Konzentration 
der Nachfrage und die Grosse der einzelnen Absatzkanale geht; 
denn heutzutage ftihrt auch der Fachhandel Produkte der Nahrung 




























































































Griindung von Einkaufsgesellschaften haben es die Verbande 
der Backereien (PISTOR) und der Metzgereien (MEGO) ver- 
standen, ihre Nachfrage wirkungsvoll zu biindeln. Auch Waren- 
hauser sind als Nachfrager der Nahrungsmittelindustrie von 
Bedeutung und sollten deshalb bei den Berechnungen beriick- 
sichtigt werden. Nur im Abschnitt 2.1. miissen wir uns wegen 
der Datenlage auf den institutionellen Lebensmitteldetail- 
handel beschranken; das ist inhaltlich insoweit vertretbar, 
als die aufzuzeigenden generellen Trends, um die es an dieser 
Stelle geht, auch fiir den gesamten funktionellen Lebensmittel- 
detailhandel zutreffen.
2.1. ENTWICKLUNGSTRENDS IM (INSTITUTIONELLEN) LEBENSMITTEL- 
DETAILHANDEL
Noch 1966 gab es in der Schweiz iiber 20'000 Detailhandels- 
geschafte, welche Lebens- und Genussmittel vertrieben. Seit 
1967, dem Fall der Preisbindung im Lebensmitteldetailhandel 
(vgl. hierzu Kap. 5), ist diese Zahl kontinuierlich gesunken; 
sie war zu Anfang der 80er Jahre nurmehr halb so hoch wie 20 
Jahre friiher (Fig. 1) . Dieser Trend wird sich gemass neueren 
Schatzungen fortsetzen, wenn auch etwas verlangsamt (SBG 1983). 
Die mit der Schliessung von iiber 10'000 Einzelhandelsgeschaften 
einhergehende Verdiinnung des Ladennetzes widerspiegelt sich 
im Sinken der Geschaftsdichte wahrend der 70er Jahre (5):
In scharfem Kontrast zu diesem Rückgang der Ladengeschafte 
steht die Ausdehnung der Verkaufsflâchen: Seit 1968 hat sich 
die Verkaufsflâche im institutionellen Lebensmitteldetail­






































































































Fig. 1; Entwicklung der Anzahl von Lebensmittel- 
Detailhandelsgeschaften, 1958-1982




























































































Tab. 1: Entwicklung der gesamten Verkaufsflâche sowie







Quellen: VKK 1979, SBG 1983
Zahl der Geschâfte, Zunahme der Verkaufsflâche - resultierten 
in einer markanten Erhôhung der durchschnittlichen Ladenflâche 
pro Geschâft (Tab. 1).
Nicht allein die Verkaufsflâche, auch der verkaufsflâchen- 
bezogene Umsatz ist erheblich gestiegen (6):
Nahrungsmittel-Umsatz 




Ladengrôsse und Produktivitât pro Flâcheneinheit sind nicht 
unabhângig voneinander: Das Beispiel der zwei grôssten Unter- 
nehmungen im schweizerischen Lebensmitteldetailhandel zeigt, 
dass grôssere Geschâfte im Durchschnitt produktiver arbeiten 
als kleinere (Tab. 2). Die Entwicklung im Lebensmitteldetail­
handel verlief also generell zugunsten grôsserer Einheiten 
mit hoher Produktivitât.





























































































Tab. 2: Durchschnittliche Verkaufsflachen und durchschnitt- 
licher verkaufsflachenbezogener Nahrungsmittel- 







Nahrungsmittel-Umsatz pro qm 
Verkaufsflache, in sFr.
Quelle: IHA 1982
Sie ging iiberdies Hand in Hand mit dem Entstehen und der Aus- 
breitung neuer Betriebsformen, die vorwiegend oder ausschliess- 
lich aus grossflachigen Verkaufseinheiten bestehen. Bereits 
Ende der 40er Jahre hatte die MIGROS mit der Eroffnung des 
ersten Selbstbedienungsgeschafts in der Schweiz die neue 
Aera im schweizerischen Detailhandel eingelautet. Die Selbst- 
bedienung erlebte in den folgenden Jahren einen eigentlichen 
Boom. In relativ kurzer Zeit dominierte sie den Lebensmittel- 
detailhandel: 1968 hatten bereits 60 % aller Laden teilweise 
oder vollstandige Selbstbedienung, 1977 gar 80 % (VKK 1979:
328). Dieser Anteil ist seither konstant geblieben (SBG 1983:3).. 
In den 60er Jahren entstanden als weitere neue Betriebsform 
die Supermarkte. Nach dem Fall der Preisbindung kamen Discount- 
geschafte und Verbrauchermarkte auf (7). In den 70er Jahren 
schliesslich erlebten die grossen Einkaufszentren "auf der 
grvinen Wiese" ihre Hochbliite. Tab. 3 zeigt die betrachtliche




























































































Tab. 3: Entwicklung der Anzahl von Supermarkten, Verbraucher- 







Die unabhangigen Detaillisten, welche (vor allem aus finan- 
ziellen Griinden) diese Entwicklung zu immer gròsseren Betriebs- 
formen nicht mitmachen konnten oder wollten, versuchten, ihre 
geschwachte Marktstellung auf andere Weise zu kompensieren.
Die beste Moglichkeit zur Kostensenkung und damit zur Verbes- 
serung ihrer Lage im wirtschaftlichen Wettbewerb war fiir sie 
der gemeinsame Einkauf. So gewannen schon bestehende Einkaufs- 
zusammenschlüsse an Bedeutung. Die Kartellkommission unter- 
scheidet in dieser Hinsicht zwischen Einkaufsgesellschaften 
und freiwilligen Ketten (VKK 1979:290). Einkaufsgesellschaften 
sind Firmen, die ursprünglich von Detaillisten gegründet wor- 
den waren; deren traditionsreichste und grôsste ist die bereits 
um die Jahrhundertwende als Genossenschaft entstandene USEGO.
Im Gegensatz zu den Einkaufsgesellschaften gehen die freiwilli­
gen Ketten auf Initiativen des Grosshandels zurück und werden 
auch von diesem getragen. Die grôsste der je unter eigenen 
Signeten auftretenden freiwilligen Ketten ist die FAMILA/ 
MONAMIGO-Kette. Wahrend es sich also bei den Einkaufsgesell- 
schaften um Selbsthilfeorganisationen der Detaillisten handelt, 
stellen freiwillige Ketten den Versuch dar, Detaillisten von 
der vorgelagerten Marktstufe, dem Grosshandel, her zu orga- 
nisieren. Einkaufsgesellschaften sind somit eine Art von 
Rückwartsintegration, freiwillige Ketten eine Art von Vorwârts- 
integration. In der Praxis freilich verschwinden die Unter- 
schiede zwischen Einkaufsgesellschaften und freiwilligen Ket­




























































































etwa Filialgeschaften und Konsumgenossenschaften zusehends:
"Vor allem im Einzelhandel haben sich die Unterschiede in 
den Organisations- und Vertriebsformen immer mehr verwischt.
Das gilt insbesondere für die verschiedenen Formen der Ein­
kauf szusammenschlüsse, die sich in ihren Strukturen denen von 
Filialunternehmungen angenahert haben." (Monopolkommission 
1977:13)
Grôssere und produktivere Ladeneinheiten, neue Betriebsfor- 
men und eine Verstarkung bestimmter Unternehmensformen - 
im Lebensmitteldetailhandel hat sich wahrend der letzten 25 
Jahre einiges geandert. Die Ursachen dieser Veranderungen 
liegen zum einen in den betriebswirtschaftlich motivierten 
Rationalisierungsbestrebungen (Produktivitatssteigerung und 
Kostensenkung) und spezifischen strukturellen Problemen (per- 
sônlich gepragte Geschâftsführung des Geschaftsinhabers, Nach- 
folgeprobleme wegen grosser Belastung und vergleichsweise ge- 
ringer Rentabilitat) des gewerblichen Detailhandels selbst, 
zum anderen in gesellschaftlichen Entwicklungen wie demogra- 
fischen Prozessen (Stagnation der Bevôlkerungszahl, Agglome- 
rationsbildung), Aenderungen des Einkaufsverhaltens der Be- 
vôlkerung wegen zunehmender Berufstàtigkeit der Frauen und 
der Trennung von Wohn- und Arbeitsort, in der fortschreiten- 
den Motorisierung, in rechtlichen Rahmenbedingungen sowie 
in allgemeinen konjunkturellen Entwicklungen (8).
Im Hinblick auf die Problematik der Nachfragemacht von ent- 
scheidender Bedeutung ist es, dass als Folge des Struktur- 
wandels im Lebensmitteldetailhandel der Nahrungsmittelindustrie 
keine wie in früheren Zeiten auf zahlreiche kleine Einheiten 
aufgesplitterte Nachfrage mehr gegeniibersteht, sondern dass 
sie sich konfrontiert sieht mit einigen grossen Unternehmungen 
und Einkaufszusammenschlüssen, die erhebliche Teile des Detail- 




























































































2.2. DIE UNTERNEHMENSMAESSIGE KONZENTRATION IM 
LEBENSMITTELDETAILHANDEL
Ich hatte in der Einleitung zu diesem Kapitel (S. 5f.) dar- 
gelegt, dass die Schatzung des Marktvolumens zu einem Zank- 
apfel unterschiedlich gelagerter Interessengruppen geworden 
ist. Im folgenden werde ich mich auf eine Schatzung des 
gesamten (funktionellen) Lebensmitteldetailhandels stiitzen, 
die vom Marktforschungsinstitut IHA in Zusammenarbeit mit 
dem Nahrungsmittelkonzern UNILEVER vorgenommen worden ist.
Die Marktanteile, welche in Prozenten dieses Volumens aus- 
gedriickt werden, sind also niedriger als entsprechende An- 
gaben auf der Basis des institutionellen Lebensmitteldetail­
handels allein. Aus den in Fig. 2 ausgewiesenen Daten lassen 
sich aber letztere Werte ohne weiteres berechnen. Fig. 2 
bestatigt zunachst, dass der institutionelle Lebensmittel- 
detailhandel vorwiegend Unternehmungen mit grossflachigen 
und daher produktiven Verkaufsstellen umfasst, ist doch sein 
Anteil am Umsatz deutlich hoher als jener an der Anzahl der 
Geschafte. Den bedeutendsten Absatzkanal im Lebensmittel- 
detailhandel bilden mit beinah 42 % Umsatzanteil die Konsum- 
genossenschaften; dies, obwohl sie nur etwa 1/8 der Laden 
betreiben. In der Grossenordnung des Umsatzes mit den Konsum- 
genossenschaften vergleichbar ist der Fachhandel, dessen 
Umsatzanteil von 31 % sich aber auf 43 % aller Laden ver- 
teilt. Ganz deutlich widerspiegelt sich in diesen Zahlen die 
unterschiedliche Struktur der beiden Kanale: wenige, gross- 
flachige und hochproduktive Ladeneinheiten auf der einen Seite 
und viele kleine Geschafte auf der anderen Seite. Die ubrigfen 
Absatzkanale entsprechen - bei unterschiedlichen, aber deut­
lich geringeren Marktanteilen - einem der beiden Muster: 
Filialbetriebe und Warenhauser arbeiten ahnlich produktiv 
wie die Konsumgenossenschaften (der Umsatzanteil ist bei die­
sen Kanalen etwa dreimal so hoch wie der Anteil an den Laden), 
wahrenddem die Verhaltnisse bei den Einkaufszusammenschlussen 






































































































































































































































































Die Bedeutung der Konsumgenossenschaften als Absatzkanal 
làsst sich erst voll ermessen, wenn man die Anteile der ein- 
zelnen Unternehmungen analysiert. In der Schweiz gibt es 
drei Konsumgenossenschaften. Fig. 2 zeigt, dass zwischen ih- 
nen grosse Unterschiede bestehen: Die kleinste, VOLG, hat 
eine dem Fachhandel und den Einkaufsgesellschaften ahnliche 
Struktur; sie ist zudem regional beschrankt (Nordostschweiz). 
Im Gegensatz zu den anderen beiden Konsumgenossenschaften 
wird sie aber nicht von Konsumenten getragen, sondern von 
Landwirten; sie gehôrt zum System der landwirtschaftlichen 
Genossenschaftsverbânde und ist deshalb ein Beispiel für 
eine erfolgreiche Vorwârtsintegration in den Detailhandel 
hinein. Die anderen zwei Konsumgenossenschaften, MIGROS und 
COOP, haben gemeinsam einen Marktanteil von 40 %, obschon 
sie nicht einmal 1/10 der Laden betreiben. Für die Nahrungs- 
mittelindustrie von besonderer Bedeutung ist, dass beide in 
erheblichem Ausmass Lebensmittel selber verarbeiten: COOP 
besitzt 9 Fabrikationsbetriebe für ihre Lebensmittelproduk- 
tion, MIGROS gar deren 11. Zudem führt die MIGROS aus Prin- 
zip keine inlandischen Markenartikel im Nahrungsmittelsorti- 
ment (9). Der Markenartikelindustrie geht somit mehr als die 
Halfte der von den Konsumgenossenschaften gehaltenen 40 % des 
Marktes als potentieller Absatzkanal verloren. Nur nebenbei. 
sei vermerkt, dass MIGROS und COOP eine grosse Zahl von 
Mehrheits- und Minderheitsbeteiligungen an Firmen in ver- 
schiedenen Dienstleistungsbranchen halten wie z.B. an Banken, 
Versicherungen, Transport- und Lagerunternehmen, Reiseorgani- 
sationen sowie an sozialen, kulturellen und Bildungsinstitu- 
tionen (VKK 1979:347f.). Es handelt sich bei diesen Konsum­
genossenschaf ten also urn produktemâssig diversifizierte, 
zentral geführte Unternehmungen. Mit ihrem jahrlichen Konzern 
umsatz in der Grôssenordnung von 8 (MIGROS) bzw. 6 (COOP) 
Milliarden Franken gehoren sie in die Spitzengruppe der 10 
grôssten Schweizer Firmen (10).
Die überragende Bedeutung von MIGROS und COOP für den schwei- 




























































































es neben ihnen noch andere Nachfrager von erheblicher òkono- 
mischer Kraft gibt. Unter den Filialbetrieben sticht ins- 
besondere DENNER hervor, der mit nur 1 % der Laden immerhin 
4 % des Lebensmitteldetailhandels-Umsatzes bestreitet. DENNER 
wurde durch das Discount-Prinzip gross. Er war das erste Unter- 
nehmen, das ab 1967 konsequent auf diese Vertriebsform um- 
stellte und mit niedrigen Preisen fiir renommierte Markenartikel 
und aggressiven Werbemethoden seinen Marktanteil systematisch 
ausbaute. Obwohl auch dieses Unternehmen inzwischen in andere 
Branchen diversifiziert hat (z.B. mit dem Kauf der Drogerie- 
Kette WALLACE oder mit der Angliederung des Schweizer Stamm- 
hauses des internationalen Spielwarenhandelskonzerns FRANZ 
CARL WEBER) und obwohl DENNER sei mehreren Jahren auch Frisch- 
produkte fiihrt, ist das Discount-Geschaft nach wie vor das 
Ruckgrat der Firma.
Fig. 2 zeigt ferner, dass auch die grossten der Einkaufszusammen- 
schlusse iiber erhebliche Marktanteile verfiigen, die sie dank 
der Zentralisierung des Einkaufs fiir die zahlreichen ihnen 
angeschlossenen Geschafte den Anbietern gegeniiber zur Geltung 
zu bringen vermogen. Als Nachfrager relevant sind schliess- 
lich noch die Warenhauser, die in den letzten Jahren ihr Nah- 
rungsmittelsortiment erheblich ausgeweitet haben. Zwar macht 
ihr Umsatzanteil "nur" 3 % aus; diese 3 % verteilen sich aber 
wegen des hohen Konzentrationsgrades in der Schweizer Waren- 
hausbranche im wesentlichen auf lediglich 4 Konzerne (Maus 
Frères/MANOR, Jelmoli/Innovation, Globus/ABM, Oscar Weber/EPA). 
Der gròsste dieser Konzerne (Maus Frères) bestreitet in seinen 
68 Schweizer Warenhausern rund 1 % des gesamten Lebensmittel- 
detailhandels-Umsatzes (11).
Die in Fig. 2 enthaltenen Daten geben zwar einen brauchbaren 
Ueberblick iiber die Struktur des schweizerischen Lebensmittel- 
detailhandels. Fiir die Frage der Nachf ragemacht stellen sie 
aber nur Naherungswerte dar. In Fig. 2 sind namlich Umsatze





























































































Kòrperpflege-, Wasch- und Reinigungsmittel) erfasst. Wenn 
wir uns aber für die Nachfragestruktur der Nahrungsmittel- 
industrie interessieren, so dürfen wir nur die Lebensmittel- 
Umsâtze berücksichtigen. Ferner sollten Umsâtze mit Frisch- 
produkten ausgegliedert werden, da an ihnen ja die Nahrungs- 
mittelindustrie nicht beteiligt ist. Vom dermassen produkte- 
màssig eingeschrankten Markt muss schliesslich der Anteil der 
MIGROS subtrahiert werden, weil sie als Kunde der inlândi- 
schen Nahrungsmittelindustrie weitgehend ausser Betracht fâllt. 
Tab. 4 zeigt die bereinigten Marktanteile der wichtigsten 
Vertriebskanale:
Tab. 4: Anteile der wichtigsten Vertriebskanale am Markt 
für vorverpackte Lebensmittel inkl. Getrânke, 




And. Filialbetriebe, 13 %
einschl. Verbrauchermarkte
Freiwillige Ketten/ 21 %
Einkaufsgesellschaften
Warenhauser 5 %
Andere, einschl. Fachhandel 14 %
Total 100 %
Quelle: IHA 1982
Im Vergleich zu den in Fig. 2 wiedergegebenen Anteilen fâllt 
auf, dass praktisch alle Vertriebskanale Marktanteile gewon- 
nen haben: COOP hat ihren Anteil verdoppelt, DENNER den sei- 
nen gar verdreifacht; auch die Warenhauser und die Einkaufs- 
zusammenschlüsse haben zugelegt. Einzig der Fachhandel hat 




























































































Weglassung der Frischprodukte zusammenhangen, die eine der 
Domànen des Fachhandels sind. Tab. 4 zeigt ausserdem den 
hohen Konzentrationsgrad auf der Nachfrageseite: Nur zwei 
Unternehmen, COOP und DENNER, beherrschen praktisch die 
Halfte des für die Nahrungsmittelindustrie relevanten Marktes.
Aber auch diese Angaben über die Marktstruktur sind noch rela- 
tiv grob. Denn Gebrauch und Missbrauch von Nachfragemacht 
spielt sich ja - wie im 1. Kapitel dargelegt - immer auf 
konkreten Markten mit konkreten òkonomischen Verhaltnissen 
ab, nicht auf dem Lebensmittelmarkt allgemein. Und die Nach- 
fragestruktur kann auf einzelnen Teilmarkten unterschiedlich 
sein, wie das Tab. 5 am Beispiel des Konserven- und des Kalt- 
getrànkemarktes zeigt:
Tab. 5: Anteile der wichtigsten Vertriebskanale an den 
Markten für Konserven und Kaltgetranke, 1983; 
ohne MIGROS
Vertriebskanal
Anteil an Anteil an
Konservenmarkt *Kaltgetrankemarkt
COOP 49 % 28 %
DENNER 11 % 14 %
And. Filialbetriebe, 14 % 12 %
einschl. Verbrauchermàrkte
Freiwillige Ketten/ 21 % 19 %
Einkaufsgesellschaften
Warenhauser 4 % 3 %
Andere, einschl. 1 % 24 %
Fachhandel
Total 100 % 100 %






























































































Insgesamt ist der Markt fiir Konserven starker konzentriert 
als derjenige fiir Kaltgetranke: Wahrend der Marktanteil der 
zwei grossten Verteiler bei den Konserven 60 % erreicht, 
betragt er bei den Kaltgetranken "nur" 43 % und entspricht 
damit demjenigen in Tab. 4 (12). Der wohl auffalligste Unter
schied zwischen den zwei Teilmarkten betrifft aber den Fach 
handel: Bei den Konserven fàllt er praktisch nicht ins Ge- 
wicht, bei den Kaltgetranken ist er hingegen nach COOP der 
zweitwichtigste Vertriebskanal.
Wiinscht man noch genauere Informationen, wie sie etwa zur 
Beurteilung konkreter Falle von Nachfragemacht-Missbrauchen 
notwendig sind, so miissen die Marktanteile auf einzelnen 
Produktemarkten überprüft werden; Tab. 6 zeigt als Beispiel 
die Struktur des Marktes fiir Friihstiicksgetranke:
_______ i____________________________________________________________
Tab. 6: Anteile der wichtigsten Vertriebskanale am Markt 




And. Filialbetriebe, 18 %
einschl. Verbrauchermarkte
Freiwillige Ketten/ 20 %
Einkaufsgesellschaften
Warenhauser 5 %






























































































Ungeàchtet aller Unterschiede im Detail zeigt sich ein einheit- 
licher Trend: Betrachtet man den gesamten Markt (Fig. 2 ) ,  so 
verfügen nur 5 Unternehmungen und Unternehmenszusammenschlüsse 
(MIGROS, COOP, DENNER, USEGO, FAMILA/MONAMIGO) über gut 50 % 
des Marktes. Schrankt man den Markt auf den für die Nahrungs- 
mittelindustrie relevanten Bereich ein und lâsst man die 
MIGROS, welche nicht als Nachfrager der inlandischen Nahrungs- 
mittelindustrie in Erscheinung tritt, beiseite, so beherrschen 
2 Unternehmungen (COOP, DENNER) diesen Markt zur Halfte. Ange- 
sichts so hoher Konzentration ist es berechtigt, von einer 
oligopsonistischen Nachfragestruktur im Lebensmitteldetail- 
handel zu sprechen.
2.3. DIE ABSATZSTRUKTUR DER NAHRUNGSMITTELINDUSTRIE
Obschon für die Abhangigkeit der Lebensmittelverarbeiter von 
einzelnen Nachfragern und damit für eine weitere wichtige 
Voraussetzung zur Ausübung von Nachfragemacht die Struktur 
der Absatzkanale der Industriefirmen, also die jeweiligen An- 
teile ihrer Produktion, die sie an die grôssten Nachfrager 
liefern, von entscheidender Bedeutung ist, gibt es gerade 
hierüber nur wenige Daten. Eine der Quellen, über die wir 
verfügen, ist die jahrliche Umfrage des Markenartikelverbandes 
PROMARCA über die Absatzstruktur seiner Mitglieder. Tab. 7 
zeigt, dass die durchschnittlichen Umsatze, die mit den 
grôssten Abnehmern getatigt werden, wàhrend der 70er Jahre 
erheblich gestiegen sind: 1981 wird im Durchschnitt die Halfte 
des Umsatzes mit nur 5 Abnehmern getatigt, wobei allein auf 
den grôssten Abnehmer 21 % entfallen. Diese Durchschnitts- 
zahlen verdecken erhebliche Unterschiede zwischen den Extrem- 
werten. So stellte die PROMARCA für das Jahr 1980 fest:
"Die Extremwerte bei den einzelnen Fragen bewegen sich für 
den grôssten Abnehmer zwischen 5.1 % und 41.5 %, für die 5 
grôssten Abnehmer zwischen 12.4 % und 69.1 %, für die 10
grôssten Abnehmer zwischen 17.1 % und 82.6 % und für die 20





























































































Tab. 7 : Entwicklung der Absatzstruktur der Markenartikel- 
industrie: Durchschnittliche Anteile der grôssten 
Abnehmer am Absatz der Hersteller *
1967 1981
Grôsster Abnehmer 14 % 21 %
5 gròsste Abnehmer 38 % 50 %
10 gròsste Abnehmer 49 % 63 %
20 gròsste Abnehmer 59 % 75 %
* Erfasst sind nur Markenartikelumsatze der PROMARCA- 
Mitgliedsfirmen mit Wiederverkaufern (ohne Grossver- 
braucher wie Hotels, Krankenhauser etc. und ohne Umsatze, 
die mit Handelsmarken getatigt werden). An den Umfragen 
der PROMARCA nehmen jeweils rund 3/4 der Mitglieder teil 
(zur Reprasentativitat der PROMARCA vgl. Farago et al. 
1984:210).
Quelle: PROMARCA
Und im gleichen Jahr wickelte die Halfte der befragten Firmen 
zwischen 20 % und 40 % ihres Umsatzes mit einem einzigen Kun- 
den ab. Zwar besteht iiber die Grenzen der Abhangigkeit des 
Anbieters von einzelnen Kunden keine Einigkeit (13); dass 
aber bei solchen Absatzstrukturen die Grosskunden für die 
Industrie von überragender Bedeutung sind, diirfte unbestritten 
sein.
Eine weitere Quelle zur Einschatzung der Abhangigkeit der 
Hersteller von einzelnen Abnehmern haben wir in Gestalt 
einer Untersuchung zur Hand, welche die MIGROS bei ihren Lie- 
feranten durchfiihren liess (publiziert in: M-Sozialbilanz 
1980:16ff. Seitenangaben in Klammern beziehen sich auf diese 
Verôffentlichung). In dieser Untersuchung wurde danach ge- 
fragt, ob die MIGROS Nachfragemacht habe, ob sie sie gegen- 
iiber ihren Lieferanten beniitze und ob dies allenfalls zu 
volkswirtschaftlich schadlichen Resultaten führe. Das all- 
gemeine Ergebnis der Untersuchung war, dass die MIGROS über 




























































































feranten auch bewusst einsetze (27) ; dabei lâgen in bestimm- 
ten Bereichen "Ansâtze missbrâuchlicher Ausnützung der Nach- 
fragemacht" vor (31). Als Reaktion hierauf wurden "Massnah- 
men der Kontrolle und Ueberwachung" gefordert (31), welche 
insbesondere eine Beschrânkung des MIGROS-bezogenen Umsatzes 
der einzelnen Lieferanten auf maximal 30 % (den Wert, der 
in der Untersuchung als Grenze "grosser Abhângigkeit" defi- 
niert worden war, vgl. Anm. 13), eine Ueberprüfung der 
Sonderleistungen der Lieferanten sowie der Risikoverteilung 
bei der Einführung neuer Produkte beinhaltete. Bereits seit 
1980 in Kraft waren "allgemeine Verhaltensrichtlinien für 
Einkâufer" in Verhandlungen mit Lieferanten (32). Ail diese 
Massnahmen wurden in der Zwischenzeit weitergeführt. Aller- 
dings kann das Unternehmen das tâgliche Verhalten der Einkâu­
fer nicht detailliert kontrollieren, sodass über die Befol- 
gung insbesondere der Verhaltensrichtlinien durch die Einkâu­
fer nach der Aussage eines MIGROS-Sprechers keine Sicherheit 
besteht. Klagen von Lieferanten an die Geschâftsleitung seien 
naturgemâss selten; kâmen sie aber vor, so werde ihnen nach- 
gegangen.
Für uns ist an dieser Stelle nicht so sehr die Feststellung 
intéressant, die MIGROS verfüge tatsâchlich über Nachfrage- 
macht und setze sie auch ein, sondern vielmehr das Bild über 
deren quantitatives Ausmass, das uns die Untersuchung zeigt.
So machen die Lieferanten im Durchschnitt 32 % ihres Umsatzes 
mit der MIGROS, also nur 1 Kunden, wâhrend sich die restlichen 
68 % auf 1475 andere Kunden aufteilen (19f.). Diese Zahlen 
zeigen zum einen, dass die MIGROS mit Abstand der grôsste 
Kunde ihrer Lieferanten ist, und zum anderen, dass die Lie­
feranten im Durchschnitt auch nach MIGROS-eigenen Kriterien 
in hohem Mass von der MIGROS abhângig sind. Ferner liefern 
die Hersteller im Durchschnitt 22 % der Artikel ihres Sorti- 
ments ausschliesslich oder grôsstenteils an die MIGROS (21). 
Die wirtschaftliche Bedeutung der MIGROS für die Lieferanten 




























































































feranten von durchschnittlich 89 % auf 61 % fiele, wenn die 
MIGROS ihre Auftrage annullierte (20); die Halfte dieser Lie- 
feranten glaubt, dass es in einem solchen Fall zu Entlassungen 
kommen konnte (31).
Beide in diesem Abschnitt zitierten Untersuchungen zeigen an- 
schaulich das hohe Ausmass, das die Konzentration in der Ab- 
satzstruktur einzelner Unternehmungen erreicht hat. Dass Orga- 
nisationen, welche in dieser Frage entgegengesetzte Stand- 
punkte einnehmen (PROMARCA als Vertreterin der Industrie,
MIGROS als Grossverteiler), vergleichbare Daten prasentieren, 
erhartet die Plausibilitat des Befundes.
Die oligopsonistische Nachfragestruktur und die iiberragende 
Bedeutung der grossten Abnehmer fur die Nahrungsmittelindustrie 
bilden die Grundlage fur die Ausiibung von Nachfragemacht. Mit 
den Formen ihres Missbrauchs beschaftigt sich das nachste 
Kapitel.
3. FORMEN DES MISSBRAUCHS VON NACHFRAGEMACHT
Die Frage nach den konkreten Formen des Nachfragemacht-Miss- 
brauchs ist aus zwei Griinden nicht ohne weiteres zu beant- 
worten: Zum einen fehlen allgemeine Kriterien fiir die Abgren- 
zung von "normalem" Einsatz der Nachfragemacht und deren Miss- 
brauch (vgl. Abschn. 1.1.). Zum andern sind die Hersteller 
generell sehr zuriickhaltend mit Informationen iiber sie betref- 
fende Massnahmen, veil sie Gegenreaktionen der Nachfrager be- 
fiirchten (14). Aus den trotz solcher Schwierigkeiten bekannt 
gewordenen Fallen von Nachfragemacht-Missbrauch wurden ver- 
schiedentlich Listen solcher Tatbestande zusammengestellt. 
Deren bekannteste und wohl auch vollstandigste ist der Bei- 
spielskatalog von "Tatbestanden, bei denen es zu Wettbewerbs- 
verzerrungen kommen kann", der vom Bundeswirtschaftsministe- 




























































































nung "Sündenregister" Berühmtheit erlangt hat (Bundes- 
wirtschaftsministerium 1975). Der Katalog zâhlt insgesamt 
25 Tatbestânde auf, von denen für den Lebensmittelbereich 
folgende 20 von Bedeutung sind:
- Eintrittsgelder für Erstauftrâge
- Regalmieten
- Verlagerung der Regalpflege
- Verlagerung der Preisauszeichnung
- Werbekostenzuschüsse
- Preisfallklausel
- Besonders lange Zahlungsziele
- Fordern von Sonderleistungen mittels Fragebogen
- Sonderleistungen bei Neuerôffnungen
- Inventurhilfe
- Listungsgebühren
- Deckungsbeitrage für Umsatzausfaile
- Darlehen zu nicht marktgerechten Bedingungen
- Investitionszuschüsse
- Beteiligungen an Geschàftseinrichtungen
- Buss- und Strafgelder
- Jederzeitige Kontrolle des Abnehmers im Betrieb 
des Herstellers
- Rabattkumulierung
- Nachtragliche Erhôhung der vereinbarten Rückvergütungs- 
sâtze für die Umsatzpramie
- Abwalzung von Kosten organisatorischer Betriebs- 
umstellungen auf Lieferanten
Aile diese Formen missbrauchlich eingesetzter Nachfragemacht, 
deren haufigste die am Anfang aufgeführten sind, wurden im 
"Sündenregister" detailliert und mit konkreten Beispielen 
dokumentiert. Den Handelsunternehmungen geht es also vor- 
wiegend um Preisnachlasse (Rabatte jeglicher Art, spezielle 
Zahlungsbedingungen) sowie um die Uebertragung von Unkosten 
an die Hersteller (Werbebeitrâge, Regalmiete und Regalpflege 
usw.), welche sie mit ihrer Nachfragemacht durchzusetzen ver- 
suchen. Dabei sind sie, insbesondere wenn es um stets neue 
Varianten von Preisnachlâssen und Rabatten geht, sehr erfin- 
derisch:
"Der Inhaber von Nachfragemacht kann den Lieferanten zu Preis- 
ermassigungen zwingen. In dieser Beziehung lasst sich ausser 
dem, was schon als 'Skontitis' bezeichnet worden ist, auch 
eine Art von 'galoppierender Rabattitis' beobachten. Da sind 
einmal die Eilskonti, Barzahlungsskonti usw. Da gibt es zum 




























































































Aktionsrabatte, Erôffnungsrabatte, Einführungsrabatte, 
Exklusivrabatte, Plazierungsrabatte usw., usw. Es gibt Gross- 
abnehmer - resp. solche, die sich dafür halten - , die auf 
ihren Vertragsvordrucken allein neun Arten von 'Rabatten' 
aufführen, die sie von ihren Fabrikanten erzwingen wollen." 
(Arndt 1972:88)
Etliche der Formen missbrâuchlichen Nachfragemacht-Gebrauchs 
kommen auch in der Schweiz vor, wie die Berichte der Kartell- 
kommission zeigen. Gemass Angaben der Schweizer Markenartikel- 
industrie sind in der Schweiz die haufigsten Formen Werbe- 
beitrage sowie die Forderung nach Preisauszeichnung. Insbeson- 
dere die Werbebeitrage überstiegen haufig die tatsâchlichen 
Kosten für die Werbung. Nach den Schâtzungen der Markenartikel- 
industrie "werden nur ca. 1/3 dieser Beitrage tatsâchlich für 
die Werbung zugunsten des Produktes verwendet, wahrend man 
2/3 als Subventionen an den Handel ansehen müsse" (VKK 1983:282). 
Eine weitere in der Schweiz haufige Form scheint die Drohung 
der Handelskonzerne zu sein, bei Nichterfüllung der Forde- 
rungen den fraglichen Artikel aus dem Sortiment zu streichen 
und durch eine Eigenmarke zu ersetzen (VKK 1976:71, VKK 1983:282) 
eine Drohung freilich, die das Vorhandensein grosser eigener 
Produktionskapazitaten (wie bei den Konsumgenossenschaften)
Oder die Moglichkeit der Produktion bei einem dritten Her- 
steller voraussetzt.
Es kann vermutet werden, dass in aller Regel die Handelsunter- 
nehmungen, gestützt auf die im 2. Kapitel analysierte Markt- 
macht, ihre Forderungen durchzusetzen in der Lage sind und 
auf diese Weise einen Teil ihrer Unkosten auf die Hersteller 
abwalzen. Was aber geschehen kann, wenn ein Hersteller sich 
weigert, auf die Forderungen eines Abnehmers einzugehen, 
illustriert folgendes Beispiel:
"Als ein Hersteller nicht auf die Preisforderungen eines Dis­
counters bezüglich der Frühstücksgetrânke eingehen wollte, 
machte dieser seine rechtsgültige Bestellung im Schokolade- 
sektor rückgangig und kürzte sein Sortiment in diesem Bereich. 
Zudem führte er mit dem fraglichen Markenartikel eine Tiefst- 
preisaktion durch, indem er das Produkt als 'Trotzreaktion' 




























































































selber finanzierte. Diese Vorkommnisse beeintràchtigten 
nicht nur das Verhaltnis der Vertragsparteien untereinander, 
sondern veranlassten einen weiteren Abnehmer, seinerseits 
die betreffende Marke wahrend einer bestimmten Zeit zu 
boykottieren. Dieser glaubte, der Hersteller habe seinem 
Konkurrenten giinstigere Konditionen eingeràumt, weil dieser 
in der Lage war, zu derart giinstigen Preisen zu verkaufen."
(VKK 1983:287)
Das Beispiel zeigt, wie rasch in der heutigen Marktsituation 
bestimmte Massnahmen auch tiber die unmittelbar beteiligten 
Kreise hinaus wirken konnen.
4 . KOLLEKTIVE REAKTIONEN DER NAHRUNGSMITTELINDUSTRI E 
AUF NACHFRAGEMACHT
Kollektive Reaktionen konnen in thematisch und institutio- 
nell verschiedenen Bereichen erfolgen, von denen fiir die 




Ferner gilt es, zwischen verschiedenen Akteurtypen zu unter- 
scneiden. Es gibt Akteure, die speziell im Hinblick auf Nach- 
fragemacht sich konstituieren; das sind vorwiegend Kartelle 
oder kartellahnliche Organisationen. Andere Akteure wie z.B. 
Verbande haben generellere Zielsetzungen. Das Verbandssystem 
der Nahrungsmittelindustrie haben wir in unserem Bericht iiber 
Wirtschaftsverbande in der Schweizer Nahrungsmittelindustrie 
ausfiihrlich geschildert (Farago et al. 1984). In Bezug auf 
Nachfragemacht von besonderer Bedeutung ist die PROMARCA, 
der Zusammenschluss der Hersteller von Markenartikeln des 
taglichen Bedarfs (Lebens- und Genussmittel, Wasch- und 
Reinigungsmittel, Kosmetika u.a.). Zu den wichtigsten Auf- 
gaben dieses Verbandes gehort die Auseinandersetzung mit 
alien mit Nachfragemacht zusammenhangenden Problemen vom 
Standpunkt der Industrie aus. Wenn es um verbandliche Reak­




























































































wird daher im folgenden meist von der PROMARCA die Rede sein 
(zu den Strukturen und Ressourcen der PROMARCA vgl. Farago 
et al. 1984 :208ff. ) • Als verbandlicher Akteur steht die 
PROMARCA den Organisationen des Detailhandels gegeniiber; 
neben den Konsumgenossenschaften zahlen hierzu namentlich 
der Verband der Lebensmitteldetaillisten (VELEDES) und der 
Schweizerische Detaillistenverband, die beide dem Schweizeri- 
schen Gewerbeverband angeschlossen sind (dies im Unterschied 
zur PROMARCA, welche Mitglied des Schweizerischen Handels- 
und Industrievereins, der Spitzenorganisation der Industrie, 
ist). Die gewerblichen Detailhandelsorganisationen und die 
PROMARCA verbindet eine gemeinsame Frontstellung gegeniiber 
den Konsumgenossenschaften und den Filialbetrieben in der 
Frage des Strukturwandels im Lebensmitteldetailhandel, die 
allerdings unterschiedlich motiviert ist: Fur die PROMARCA 
steht das Problem der Nachfragemacht im Vordergrund, fur 
die Detailhandelsverbande dasjenige des Verdrangungswett- 
bewerbs. Daneben gibt es aber auch grundlegende Differenzen 
zwischen diesen Verbanden, welche aus den gegensatzlichen 
Interessenlagen von Industrie und Detailhandel resul- 
tieren. Die Allianz von PROMARCA und Detailhandelsverbanden 
ist deshalb eher punktuell und taktisch als langfristig und 
strategisch. So wurde z.B. die von der rechtskonservativen • 
Republikanischen Bewegung lancierte Verfassungsinitiative 
gegen das Ladensterben von den Detaillistenverbanden unter- 
stiitzt, nicht aber von der PROMARCA (Botschaft Ladensterben: 4 Of.) . 
Im Hinblick auf die Reaktionen der Industrie auf Nachfrage- 
macht sind die Kontakte zu den Detailhandelsverbanden fur die 
PROMARCA von eher untergeordneter Bedeutung. Die PROMARCA 
ist auch im interverbandlichen System der wichtigste Akteur 
in Fragen der Nachfragemacht. Im folgenden gehe ich auf die 
kollektiven Reaktionen in den drei genannten Bereichen und 




























































































4.1. REAKTIONEN AUF DEM MARKT
Reaktionen auf dem Markt sind in zwei Formen mòglich: durch 
Preis- und Konditionenabsprachen zwischen Firmen, welche 
fiir die beteiligten Firmen verbindlich sind, oder durch 
Rahmenvereinbarungen, welche bestimmte Grundsàtze und Usan- 
zen zwischen Industrie und Handel formulieren, die aber fiir 
die Beteiligten freiwillig bleiben. Sowohl der erste Fall - 
Kartelle - als auch dpr zweite Fall - freiwillige Vereinba- 
rungen - kommen in der Schweiz vor und sind fiir den Nahrungs- 
mittelbereich von Bedeutung.
4.1.1. Kartelle
In Bezug auf Kartelle gilt es zunachst an den Umstand zu 
erinnern, dass in der Schweiz Kartelle nicht grundsatzlich 
verboten sind (vgl. Abschn. 1.1.). Dementsprechend gibt es 
in der Schweiz zahlreiche Kartelle. Deren bekannteste im 
Bereich der Nahrungsmittelindustrie sind wohl das Schokolade- 
und das Bierkartell. Als direkte Reaktion auf Nachfragemacht 
freilich sind Kartelle im allgemeinen selten. Angesichts der 
Wettbewerbsverhaltnisse auf dem Lebensmittelmarkt und der 
Konzentration auf der Nachfrageseite scheint es schwierig zu 
sein, die Einhaltung von Kartellvorschriften durchzusetzen. 
Offenbar ist fiir die einzelnen Firmen die Versuchung sehr 
gross, gemeinsame Absprachen zu unterlaufen und so Markt- 
anteile zu gewinnen.
Eine bemerkenswerte Ausnahme von der Regel, dass Kartelle 
als Abwehrmassnahme gegen Nachfragemacht ihren Zweck nicht 
erfiillen, konnte in letzter Zeit auf dem Markt fiir Friih- 
stiicksgetranke beobachtet werden. Da sich an diesem Beispiel 
aufzeigen lasst, welche Voraussetzungen heute notwendig sind, 
damit ein Abwehrkartell funktionieren kann, will ich etwas 
ausfiihrlicher darauf eingehen. Ich stiitze mich dabei - wo 




























































































über "Die Wettbewerbsverhâltnisse auf dem Markt für Früh- 
stücksgetranke" (VKK 1983) sowie auf Gesprache mit dem 
Sekretar des Kartells und dem Geschaftsführer der PROMARCA.
Frühstücksgetrànke (15) gibt es in zwei Varianten: den teure- 
ren malzhaltigen Produkten und den billigeren kakaohaltigen 
Produkten; letztere werden vorwiegend von Firmen der Schoko- 
ladeindustrie hergestellt. In der Schweiz gibt es nur 6 
grôssere Produzenten von Frühstücksgetranken; aile sind Mit- 
glieder der Gruppe Diât- und Kraftnahrung der Vereinigung 
Schweizerischer Lebensmittel-Fabrikanten VSL (zur VSL vgl. 
Farago et al. 1984 :195ff.). Die letzten Jahre waren im Be- 
reich der Frühstücksgetrànke durch besonders intensiven 
Wettbewerb und wachsende, vom Handel erzwungene Zugestând- 
nisse der Fabrikanten insbesondere auf dem Gebiet der Rabatte, 
Aktionen und Werbebeitrage gekennzeichnet gewesen. Diese für 
die Fabrikanten unerfreuliche Situation führte zu Gesprachen 
innerhalb der Gruppe Diat- und Kraftnahrung über môgliche 
kollektive Gegenmassnahmen. An den Gesprachen nahmen anfangs 
5 der 6 in der Gruppe organisierten Hersteller von Früh- 
stücksgetrânken teil (16). Sobald der Grundsatzentscheid für 
die Bildung einer kartellartigen Organisation gefallen war, 
wurden die weiteren Gesprache aus der Gruppe ausgegliedert - 
und im Rahmen einer noch zu gründenden neuen Organisation 
weitergeführt. Die Gesprache mündeten schliesslich in die 
Gründung der "Arbeitsgemeinschaft Frühstücksgetrànke" (AGF). 
Dieser Arbeitsgemeinschaft gehôrten freilich nurmehr 3 der 
5 ursprünglich an den Gesprachen beteiligten Firmen an, 
nâmlich die im Schokoladebereich tatigen Nestlé, Suchard 
und Lindt/Sprüngli, die aile kakaohaltige Frühstücksgetrànke 
produzieren. Die anderen 2 in Frage kommenden Hersteller 
traten der AGF aus unterschiedlichen Gründen nicht bei: Wander, 
Hersteller des marktführenden Malzgetranks OVOMALTINE, war 
wegen der einmalig starken Stellung seines Produkts nie dem 
gleichen Druck des Detailhandels ausgesetzt wie die übrigen 
Hersteller; die Firma war stets in der Lage, ihre Konditionen- 




























































































gaben als Tochterunternehmen des international tatigen Chemie- 
Konzerns SANDOZ grundsatzlich von kartellahnlichen Zusammen- 
schliissen fern. Der fiinfte Hersteller, die Mi.lchgesellschaft 
Hochdorf (Produkt: das Malzgetrank HELIOMALT) trat dem Kar­
tell nicht bei, weil er die in der Kartellordnung festgeschrie- 
bene Beschrankung der Publikumswerbung ablehnte; ferner fiirch- 
tete er, als kleinster der beteiligten Fabrikanten unter all- 
falligen scharfen Reaktionen des Handels auf die Kartellbil- 
dung am meisten leiden zu miissen. Beide Aussenseiter unter- 
stiitzen jedoch die AGF, Wander, weil die Konditionenordnung 
der AGF der ihrigen nachempfunden sei, und Hochdorf wegen 
der generell marktberuhigenden Wirkung des Kartells. Das 
Kartell deckt also in seiner heutigen Form lediglich den 
Markt der kakaohaltigen Fruhstiicksgetranke ab, wahrenddem 
die malzhaltigen Produkte nach wie vor nicht organisiert sind.
Das wichtigste Ziel der AGF-Griindung bestand in der Verein- 
heitlichung der Rabatt- und Aktionspolitik der beteiligten 
Firmen. Zu diesem Zweck mussten fiir alle fraglichen Produkte 
ein einheitlicher Basispreis und eine gemeinsame Rabattord- 
nung festgelegt werden. Ferner wurde die Werbe- und Aktions- 
tatigkeit der Mitglieder detaillierten Regelungen unter- 
worfen, die im Bereich der Werbung auf eine globale Be­
schrankung hinauslaufen. Die AGF kann somit als klassisches 
Preis- und Konditionenkartell bezeichnet werden.
Die Organisation der AGF gibt dem Sekretariat weitreichende 
Kompetenzen:
Das Sekretariat "überwacht die Einhaltung der Reglemente 
und der Beschlüsse des Vorstandes und der Mitgliederver- 
sammlung. Es kann bei den Mitgliedern alle erforderlichen 
Kontrollen zur Ueberwachung der statutarischen und regle- 
mentarischen Pflichten durchfiihren. Die Mitglieder miissen 
dem Sekretariat aile für die Handhabung der Marktordnung 
erforderlichen Daten melden (Aktionsabschlüsse, Verkaufs- 
fôrderungsmassnahmen, Werbeausgaben, wert- und mengenmassige 
Umsatze, Lieferungen von Eigenmarken unter Angabe von Preis, 
Menge und Empfanger usw.). Das Sekretariat ermittelt auf- 
grund der ihm gemeldeten Daten die einheitlichen Grundkondi- 




























































































AGF-Mitglieder wichtige Aufgaben aus ihrem eigenen unter- 
nehmerischen Bereich dem Sekretariat überlassen. Mit dera 
Sekretariat wurde eine zentrale Organisation der AGF ge- 
schaffen, in gewissen Bereichen sogar eine einheitliche 
Führung. Nach Angabe des Handels finden die Kontakte in 
zunehmendem Masse nur noch mit dem Sekretariat statt und 
nicht mehr mit den einzelnen Herstellern." (VKK 1983:270)
Das Sekretariat der AGF betreut ein Anwalt im Mandat, der 
auch für andere Verbande der Nahrungsmittelindustrie die 
Geschaftsführung besorgt. Damit wird das für diese Industrie 
typische Prinzip der Minimierung administrativer Kosten bei 
einer gleichzeitigen Maximierung des organisatorischen und 
politischen know-hows auch für die AGF beibehalten (vgl. 
Farago et al. 1984:217).
Zusammen mit der detaillierten Marktordnung sichert die 
straffe Führung eine weitgehende Kontrolle des Verhaltens 
der AGF-Mitglieder. Das Kartell ist denn auch erfolgreich: 
Schon im Jahr seiner Einführung (1982) ist der Anteil der 
Aktionsware an den Gesamtverkaufen merklich zurückgegangen, 
und die Werbebeitrage sind um bis zu 200 % gesunken (VKK 1983 
284,286). Gemass einer Aussage seines Sekretârs ist das Kar­
tell heute auch beim Handel weitgehend akzeptiert. Ferner 
hat die Kartellkommission in ihrem Bericht die Bildung des 
Kartells als eine Antwort auf nachgewiesenermassen miss- 
brauchlich eingesetzte Nachfragemacht ausdrücklich gutge- 
heissen (VKK 1983:318), allerdings nicht vorbehaltlos (vgl. 
Abschn. 4.3.).
Worauf beruht nun dieser Erfolg? In erster Linie auf der 
Homogenitat der Herstellerfirmen: Aile drei sind grosse, zum 
Teil multinationale Unternehmungen; für aile drei sind die 
kakaohaltigen Frühstücksgetranke ein Nebengeschaft ihrer 
Schokoladeproduktion (17); schliesslich haben allé drei 
bereits Kartellerfahrung, sind sie doch massgebliche Mit- 
glieder der "Convention chocolatière", des oben erwâhnten, 
traditionell gut funktionierenden Schokolade-Kartells. Zudem 




























































































gibt nur wenige Hersteller, wenige Marken und kleine Import 
mengen. Diese Bedingungen erleichtern eine kartellistische 
Organisation und die Kontrolle der Einhaltung ihrer Vor- 
schriften erheblich. Auch die Existenz von Aussenseitern 
stellt das Kartell nicht in Frage, weil der eine dieser 
Aussenseiter selber bereits eine straffe Konditionenordnung 
hat und durchzusetzen in der Lage ist und weil der andere 
als der kleinste Hersteller von den Auswirkungen des Kar­
tells profitiert. Dieser letztere, die Milchgesellschaft 
Hochdorf, ist ein free rider: Er kann seine eigenen Bedin­
gungen im Windschatten des Kartells besser durchsetzen, 
ohne den restriktiven Bedingungen des Kartells, insbeson- 
dere in Bezug auf Werbung und Aktionen, unterworfen zu sein 
Das Kartell seinerseits toleriert solches wegen der beschei 
denen Marktanteile dieses Anbieters und wegen seiner schon 
in der Vergangenheit vergleichsweise zuruckhaltenden Rabatt 
und Aktionspolitik. Bildung und Erfolg der AGF als eines 
Abwehrkartells beruhen also auf speziellen Voraussetzungen. 
Dass solche Voraussetzungen normalerweise nicht vorzufinden 
sind, erklart, weshalb Kartelle als Antwort auf missbrauch- 
lich eingesetzte Nachfragemacht eher zu den Ausnahmen ge- 
horen.
Ein fur unseren Zusammenhang interessanter Nebenaspekt ist 
die Rolle des Interessenverbandes (Gruppe Diat- und Kraft- 
nahrung der VSL) bei der Konstituierung der AGF, beriihren 
sich hier doch zwei Trager kollektiven Handelns von Unter- 
nehmern. Zunachst hatte der Verband eine Funktion als 
Gesprachsforum inne; er wurde aber formell ausgeschaltet, 
sobald die Verhandlungen ein konkreteres Stadium erreicht 
hatten. Spater dann ubernahm der Sekretar des Verbandes 
auch das Sekretariat der AGF. Es gibt also eine Reihe von 
Verkniipfungspunkten bei gleichzeitiger formeller Trennung 
von Verband und Kartell. Vermutlich ist die jahrelange 
Zusammenarbeit im Rahmen des Verbandes eine der wichtigsten 




























































































und fiir das gute Verhàltnis von Kartellmitgliedern und 
Aussenseitern. Wenn es auch verfehlt ware, den Verband 
als Auslòser Oder gar Organisator des Kartells zu betrach- 
ten, so bot er doch als organisatorisches Umfeld eine 
wichtige Hilfestellung bei der Bildung der AGF.
4.1.2. Freiwillige Vereinbarungen
Es hat in den letzten Jahren verschiedene Versuche gegeben, 
die Marktverhaltnisse im Lebensmittelbereich mittels frei- 
williger Vereinbarungen zu ordnen. Deren umfassendster war 
wohl die "Charta des fairen Wettbewerbs" (18). Der Anstoss 
zu dieser Charta ging von einer Konferenz der wichtigsten 
im Detailhandel tatigen Marktpartner aus, die vom Vor- 
steher des Eidgenòssischen Volkswirtschaftsdepartementes 
auf Anregung gewerblicher Kreise anfangs 1980 einberufen 
worden war. In der Folge wurde eine "Arbeitsgruppe fiir die 
private Selbstordnung des Wettbewerbs im Lebensmittelhandel" 
gebildet. Der Arbeitsgruppe gehòrten alle namhaften Organi- 
sationen, Verbànde und Unternehmen des Lebensmittelhandels 
an, ebenso die Verbande des selbstandigen Detailhandels, des 
Grosshandels, der Produzenten und der Grossverteiler. Dieses 
alle betroffenen Interessengruppen umfassende Gremium hatte 
den Auftrag, gemeinsame Verhaltensregeln fiir einen fairen 
Wettbewerb aufzustellen. Nach insgesamt zwei Jahre dauernden 
Verhandlungen wurde eine "Charta" formuliert, die vier Grund- 
satze enthielt:
- Vermeidung unlauterer Massnahmen, insbesondere in Werbung, 
Preisgestaltung, Preisangabe und Preisvergleich
- Keine Leistung, Neben- und Sonderleistung ohne wirtschaft- 
lich begriindbare Gegenleistung
- Vermeidung ungleicher und unangemessener Behandlung der 
Geschaftspartner ohne sachlichen Grund




























































































Den Kern der Charta bildeten die ersten beiden dieser Grund- 
satze: Unterbindung der Lockvogelpolitik (19) und des Neben- 
leistungswettbewerbs. Die Charta ware in Kraft getreten, 
wenn alle Beteiligten sie ratifiziert hatten. Die Hersteller 
und die Konsumgenossenschaften waren dazu bereit gewesen, 
nicht aber die Discounter. Gemass einer Information des Ge- 
schaftsfiihrers der PROMARCA wehrten sie sich insbesondere 
gegen die vorgesehene Regelung der Lockvogelpolitik. Das 
bewog die anderen Handelsunternehmungen, welche den Konkur- 
renten nicht ohne weiteres Marktvorteile einraumen wollten, 
die Charta ebenfalls nicht zu unterzeichnen. Damit war die 
Charta gescheitert. Die Interessengegensatze sind offenbar 
so gross, dass eine umfassende Selbstordnung des Marktes 
mittels einer Uebereinkunft aller an ihm beteiligten Krafte 
zur Zeit nicht zustande kommen kann. Das Fiasko der "Charta 
des fairen Wettbewerbs" wird zweifellos auf absehbare Zeit 
weitere ahnliche Versuche verunmoglichen Oder zumindest 
stark behindern.
Neben der Charta gab es auch Versuche, auf einzelnen Gebieten 
Vereinbarungen zwischen Industrie und Handel zu erzielen. 
Solche Versuche gingen vor allem von der "Konferenz Industrie- 
Handel" (KIH) aus, einem Gremium von Vertretern wichtiger 
Handelsorganisationen und Markenartikelhersteller.Die KIH 
erarbeitete unter anderem ein Vertragsmodell fur Aktionen 
und eines fur Warenverteilung sowie eine Konditionen-Check- 
Liste. Ferner regte sie bei der PROMARCA die Durchfiihrung 
einer Tagung von Industrie- und Handelsvertretern an, die 
im Marz 1981 von rund 150 Personen besucht wurde (PROMARCA- 
Jahresbericht 1981:22). Obschon auf diese Weise die person- 
lichen Kontakte zwischen den Vertretern der Marktpartner 
vertieft und Klimaverbesserungen erreicht werden konnten, 
wurden die von der KIH entworfenen Modelle doch nicht zu 
verbindlichen Regelungen, weil es in keinem Fall gelang, 
sie bei alien Akteuren durchzusetzen. Die PROMARCA inter- 
venierte z.B. mehrmals schriftlich bei einzelnen Abnehmern, 




























































































Jahresbericht 1981:22). Und auch die Hersteller waren nicht 
durchwegs zur Beachtung der Modelle zu bewegen, mussten sie 
doch vom Verband wiederholt "vor den diskriminierenden Fol- 
gen allzu willfàhrigen Eingehens auf Forderungen von Ver- 
teilern" gewarnt werden (PROMARCA-Jahresbericht 1981:22).
So sind die verschiedenen Mustervereinbarungen und Vertrags- 
modelle lediglich Richtlinien geblieben, die zwar zum Teil, 
aber bei weitem nicht durchgehend befolgt werden.
Insgesamt waren die Ansatze zu freiwilligen Vereinbarungen 
wenig erfolgreich: Auch dort, wo solche Vereinbarungen zu- 
stande kamen, konnten sie von den beteiligten Organisationen 
nicht vollstandig durchgesetzt werden. Insbesondere scheiterte 
die PROMARCA wiederholt mit ihren Versuchen, die Industrie 
auf Regelungen zu verpflichten, die letztlich durch die Be- 
schrankung des Verdrangungswettbewerbs wohl im Interesse der 
Gesamtbranche gelegen, den kurzfristigen òkonomischen Kalkii- 
len der einzelnen Firraen aber dennoch Grenzen gesetzt hatten. 
Den Unternehmungen - oder zumindest einzelnen von ihnen - 
war das Hemd im Zweifelsfall allemal naher als der Rock, ein 
hoher Auslastungsgrad ihrer Anlagen lieber als die Befol- 
gung freiwilliger Uebereinkiinf te. Die Aussage des Geschafts- 
fiihrers der PROMARCA, nur Regelungen, die von den beteiligten- 
Firmen selber initiiert und aufgestellt wiirden, hatten eine 
Chance, realisiert zu werden, trifft wohl auf freiwillige 
Vereinbarungen genauso zu wie auf Kartelle. Dem Einfluss 
der Verbande sind also auf diesem Gebiet enge Grenzen gesetzt.
4.2. REAKTIONEN IN DER OEFFENTLICHKEIT
Die nachdriicklichste offentliche Reaktion auf den Missbrauch 
der Nachfragemacht ware die Publikation entsprechender konk- 
reter Vorkommnisse. Aus Griinden, die oben (s. Kap. 3) bereits 
angetont wurden, geschieht dies allerdings praktisch nie:
Der betreffende Hersteller hatte zweifellos Vergeltungsmass- 




























































































Veroffentlichungen, etwa durch die PROMARCA, ware dieses 
Problem kaum zu umgehen, denn fiir Insider sind die Falle, 
urn die es jweils geht, meist identifizierbar. Dementspre- 
chend vorsichtig sind Firmen und Verbande mit alien konk- 
reten Angaben, die zur Publikation gelangen konnten, auch 
gegenuber der Kartellkommission (s. Abschn. 4.3.). So er- 
folgen denn kollektive Reaktionen der Nahrungsmittelindustrie 
auf Nachfragemacht in der Oeffentlichkeit im wesentlichen 
auf zwei andere Arten: durch Teilnahme an der allgemeinen 
politischen Diskussion, insbesondere in den Medien und im 
politischen Entscheidungsprozess, sowie durch kollektive 
Werbung und Oeffentlichkeitsarbeit fur den Markenartikel.
Die Teilnahme an der politischen Diskussion aussert sich 
in erster Linie in der Mitarbeit im Gesetzgebungsprozess, 
wie sie etwa in Vernehmlassungen (20) zum Ausdruck kommt.
Die wichtigsten Vernehmlassungen der letzten Jahre, die 
unser Thema beriihrten, waren diejenigen zu den Revisionen 
des Kartellgesetzes und des Gesetzes gegen unlauteren Wett- 
bewerb sowie zur Initiative gegen das Ladensterben, welche 
von der PROMARCA verfasst wurden. Selbstverstandlich be- 
schrankt sich die PROMARCA nicht auf die Eingabe von Ver­
nehmlassungen, sondern sie versucht auch, aktiv auf die 
offentliche Diskussion Einfluss zu nehmen, indem sie ihre 
Position nach Moglichkeit iiber die Medien verbreitet. In 
bezug auf das Problem Nachfragemacht und dessen Zusammen- 
hang mit den Strukturveranderungen im Lebensmitteldetail- 
handel ist ihr dabei ein gewisser Erfolg nicht abzusprechen.
Kollektive Werbung ist ein verhaltnismassig neues Gebiet in 
der Tatigkeit der PROMARCA (21). Damit reagiert sie einer- 
seits auf eine generell feststellbare Abnahme der Marken- 
treue bei den Konsumenten und andererseits auf die in einer 
Umfrage festgestellte mangelnde Vertrautheit der Konsumenten 
mit den spezifischen Eigenschaften des Markenartikels. In 
jener Umfrage waren Qualitat und (hoher) Preis die mit Ab- 




























































































neueste von der PROMARCA initiierte Kampagne versucht nun, 
anhand jeweils biidlich vorgestellter Markenartikel weitere 
positive Eigenschaften ins Bewisstsein der Konsumenten zu 
rücken (wie z.B. Originalitat, Vertrauenswiirdigkeit, Innova- 
tionsfreude etc.) und so den Markenartikel deutlicher gegen- 
über den Handelsmarken zu profilieren. Der Werbefeldzug wird 
begleitet von Marktanalysen, welche dessen Effekte auf die 
Marktanteile zu beurteilen helfen sollen. Die Kampagne ist 
aus dem Gesichtspunkt der Problematik kollektiven Handelns 
deshalb von Interesse, weil Firmen, die sich sonst zum Teil 
scharf konkurrenzieren, ihren Namen und ihre Produkte her- 
geben, obwohl nicht die Qualitaten der Produkte im Vorder- 
grund stehen, sondern ihre Eigenschaft, Markenartikel zu 
sein; damit werden die Produkte und die sie herstellenden 
Firmen einander gleich- und nicht wie in der Werbung sonst 
iiblich einander gegenìibergestellt. Ein solches gemeinsames 
Vorgehen ist angesichts der generellen Marktsituation keines- 
wegs selbstverstandlich. Derartige kollektive Werbung ist 
insofern eine Antwort auf Nachfragemacht, als sie die Stellung 
des Markenartikels und damit des Markenartikelherstellers 
gegenüber den Handelsmarken starken und damit der Industrie 
eine bessere Ausgangsposition auf dem Markt verschaffen kann.
Generell sind bei kollektiven Reaktionen in der Oeffentlich- 
keit - als deren Trager praktisch ausschliesslich die PRO­
MARCA auftritt - gewisse Erfolge zu verzeichnen (òffentliche 
Debatte um Nachfragemacht) oder zumindest moglich (kollektive 
Werbung). Allerdings handelt es sich bei diesen Reaktions- 
formen lediglich um indirekte und allenfalls mittelfristig 
wirksame Massnahmen gegen Nachfragemacht. Sie bilden deshalb 
keine kurzfristige Abhilfe fiir die Industrie, zumindest nicht, 
solange konkrete Falle des Missbrauchs von Nachfragemacht 




























































































4.3. REAKTIONEN AUF STAATLICHER EBENE
Reaktionen auf staatlicher Ebene kônnen grundsatzlich in 
zwei Bereichen erfolgen: der Gesetzgebung und dem Vollzug.
1. Das wichtigste gesetzgeberische Vorhaben der letzten Jah- 
re, das Nachfragemacht direkt zum Gegenstand hat, ist die 
Revision des Kartellgesetzes (22). Seit dem Bericht der 
Kartellkommission über "Nachfragemacht und deren Missbrauch" 
(VKK 1976) stand fest, dass das Kartellgesetz auch für Nach­
fragemacht einen gültigen rechtlichen Rahmen abgeben konnte 
(s. Abschn. 1.1.). Die Untersuchung über das Kartell der 
Frühstücksgetranke-Hersteller (VKK 1983) hatte zudem ge- 
zeigt, dass auf dieser Grundlage Kartelle als Abwehrmass- 
nahmen gegen Nachfragemacht gerechtfertigt werden konnten.
Die bessere Erfassung der Nachfragemacht in den Bestimmungen 
des Kartellgesetzes ist nun vom rechtssystematischen Gesichts- 
punkt her ein wichtiger Teil der Revision (Botschaft Kartell­
gesetz, 24f.). Dabei geht es im speziellen urn die Kriterien 
zur Definition von Marktmacht (Botschaft Kartellgesetz, 41ff.) 
sowie urn deren Fassung im zivilrechtlichen Teil des Gesetzes 
(Schluep 1981:11). Diese Vorhaben sind nicht umstritten; die 
Unterstellung der Nachfragemacht - in Parallelitât zur Ange- 
botsmacht - unter das Kartellgesetz wurde im Laufe des Revi- 
sionsverfahrens von keiner Seite in Frage gestellt.
Im Zentrum der Debatte steht vielmehr die Grundtendenz des 
Entwurfs, Kartelle generell etwas starker einzuschranken als 
bisher. Die Revision, die von kartellkritischen Kraften 
initiiert worden ist, strebt ganz allgemein einen verstarkten 
Schütz des Wettbewerbs (Schluep 1981) sowie einen Ausbau des 
kartellrechtlichen Instrumentariums (Schmidhauser 1981) an.
Urn beide Ziele entbrannte eine heftige Debatte. Da diese De­
batte aber in ihren wettbewerbstheoretischen und wettbewerbs- 
politischen Implikationen zu weit vom Thema der vorliegenden 




























































































Festzuhalten bleibt, dass Industrie und Gewerbe, die mit 
Nachdruck gegen eine Verscharfung des bestehenden Kartell- 
gesetzes eintreten - und diese Kampagne wird fiir die betrof- 
fene Industrie nicht von der PROMARCA allein, sondern auch 
von den sektorspezifischen und den Spitzenverbanden gefuhrt - 
hiermit auch die Mòglichkeit zur Bildung von Abwehrkartellen 
gegen Nachfragemacht zu schiitzen beabsichtigen. Zum Zeitpunkt 
der Abfassung dieser Studie befindet sich die Kartellgesetz- 
revision in der parlamentarischen Beratung. Ob und inwieweit 
sich die Industrie mit ihren Anliegen durchzusetzen vermag, 
lasst sich vorderhand nicht beurteilen. Allerdings ist selbst 
ein optimales, d.h. kartellfreundliches, Gesetz erst ein Rah- 
men, der die Bildung von Kartellen erleichtert; ihr Funktio- 
nieren kann es aber nicht garantieren. Es ist also im Hin- 
blick auf die Abwehr von Nachfragemacht durch Kartelle besten- 
falls von indirektem Nutzen.
2. Auf der Ebene des Gesetzesvollzugs besteht die wichtigste 
Mòglichkeit der Reaktion auf Nachf ragemacht fiir die Industrie 
in der Einschaltung der Kartellkommission. Die Schweizerische 
Kartellkommission, welche mit der Anwendung des Kartellgesetzes 
betraut ist, bildet eines der zahlreichen Milizgremien in der 
Schweizer Politik. Ihr gehòren Vertreter der von der Wettber- 
werbspolitik betroffenen Interessengruppen (Spitzenverbànde 
von Industrie und Gewerbe, Konsumgenossenschaften, Gewerk- 
schaften, Konsumentenorganisationen) sowie praktizierende 
Anwalte und Rechtsprofessoren an, nicht aber Vertreter staat- 
licher Organe. Die Kartellkommission ist ein Beispiel von 
Delegation staatlicher Aufgaben an einen Handlungstrager, 
der selber eine Kombination verschiedener Interessengruppen 
darstellt (24). Freilich sind die Kompetenzen der Kartell­
kommission beschrankt: Sie kann lediglich Anregungen oder 
Empfehlungen aussprechen (25). Sie tut dies aufgrund von 
Untersuchungen, von denen das Kartellgesetz zwei Typen kennt: 
Allgemeine Erhebungen dienen dem Ueberblick iiber Stand, Ent- 
wicklung und Auswirkungen der Kartelle in der Schweiz (Art. 18 




























































































"ob bestimmte Kartelle oder ahnliche Organisationen volks- 
wirtschaftlich oder soziai schadliche Auswirkungen zeitigen" 
(Art. 20 Kartellgesetz). Allgemeine Erhebungen kann die Kar- 
tellkommission von sich aus durchfiihren, Sonderuntersuchungen 
nur auf Auftrag des Eidgenôssischen Volkswirtschaftsdeparte- 
mentes. Bei den meisten der bisher veròffentlichten Unter- 
suchungen der Kartellkommission - so auch bei den in dieser 
Fallstudie zitierten - handelte es sich um Allgemeine Erhe­
bungen. Zur Wiirdigung der Auswirkungen von Kartellen bedient 
sich die Kommission der sogenannten "Saldomethode", nach der 
volkswirtschaftliche und soziale Vor- und Nachteile eines 
gegebenen Kartells gegeneinander aufgerechnet und bilanziert 
werden (vgl. Wehrli 1980). Entsprechend der Bilanz fallen 
die Anregungen der Kommission aus. Der Kartellkommission ist 
ein Sekretariat beigegeben, das (einschliesslich des Vor- 
stehers) 7 Juristen beschaftigt.
In Bezug auf Problème der Nachfragemacht im Lebensmittelsektor 
sind (neben demjenigen iiber die Konzentration im Lebensmittel- 
detailhandel (VKK 1979)) zwei der Berichte der Kartellkommis­
sion von besonderer Bedeutung : derjenige iiber Nachf ragemacht 
und deren Missbrauch (VKK 1976) und derjenige iiber das Friih- 
stiicksgetranke-Kartell (VKK 1983). Der erste dieser Berichte 
geht auf eine Intervention der PROMARCA zuriick (VKK 1976:57), 
der zweite auf eine Einsprache aus Kreisen des Lebensmittel- 
handels (VKK 1983:261). Die Berichte haben unterschiedliche 
Stossrichtungen und zeitigten auch unterschiedliche Resul­
tate. An beiden Untersuchungen war die PROMARCA als Vertre- 
terin der Markenartikelindustrie beteiligt.
Der Bericht iiber Nachf ragemacht geriet zu einer theoretischen 
Untersuchung grundsatzlicher Natur. Das war nicht von vorn- 
herein so beabsichtigt. Vielmehr hatte die PROMARCA der 
Kartellkommission konkrete Tatbestande zur Kenntnis gebracht, 
welche sie als Missbrauch der Nachfragemacht qualifizierte. 
Dabei handelte es sich namentlich um das Begehren eines 




























































































mit die Preisauszeichnung von der Handels- auf die Produktions- 
stufe rilckverlagert worden ware) , sowie um einseitig vorge- 
nommene Skonto-Abzuge eines anderen Handelsunternehmens. Als 
aber die Kartellkommission schriftliche Unterlagen iiber die- 
se Tatbestande verlangte, waren die betroffenen Hersteller 
nicht bereit, solche der Kommission auszuhandigen. Die 
Untersuchung der Kartellkoraission kam ins Stocken, bis die 
beteiligten Parteien ihr mitteilten, sie hatten ihre Diffe- 
renzen in Bezug auf die konkreten Sachverhalte beigelegt 
(VKK 1976:59). Tatsachlich war eine solche Einigung aber nur 
im Falle der Skonto-Abzuge zustande gekommen (VKK 1976:69), 
nicht aber im Falle der individuellen Preisauszeichnung 
(VKK 1976:67). Die Kartellkommission beschloss in der Folge, 
nicht mehr die konkreten Vorfalle zu beurteilen, sondern der 
Untersuchung einen mehr theoretischen Charakter zu geben.
Fraglos handelte es sich beim Ausgang dieser Angelegenheit - 
trotz des Erfolgs in der Frage der Skonto-Abzuge, zu dem die 
Einschaltung der Kartellkommission vermutlich beigetragen 
hat, und ganz abgesehen vom Inhalt der theoretischen Ueber- 
legungen der Kommission - um eine Niederlage der PROMARCA 
und damit auch der Hersteller. Denn Ziel der Intervention 
der PROMARCA bei der Kartellkommission war eine Beurteilung 
der konkreten Nachfragemacht-Tatbestànde und nicht eine wis- 
senschaftliche Betrachtung iiber das Problem der Nachfragemacht 
im allgemeinen gewesen. Die Niederlage war im wesentlichen 
darin begriindet, dass die PROMARCA ihre Mitglieder nicht zur 
Herausgabe der von der Kommission geforderten schriftlichen 
Unterlagen bewegen konnte. Dies wiederum beruhte nach den An- 
gaben des Geschaftsfiihrers der PROMARCA auf der Furcht der 
Fabrikanten davor, ihre Angaben wiirden den direkt betroffenen 
Handelsorganisationen, die zum Teil selber Mitglieder der 
Kartellkommission sind (26), bekannt und sie selbst deswegen 
allfalligen Vergeitungsmassnahmen (Sortimentsstraffung, Nicht- 
aufnahme neuer Produkte ins Sortiment etc.) ausgesetzt.
Diese Furcht ist im iibrigen auch der Grund, weshalb die Kar­




























































































macht-Missbrauch informiert wird, was dazu führt, dass ihr 
die Nachfragemacht-Problematik in ihren konkreten Ausgestal- 
tungen "entgleitet", wie es der Vorsteher ihres Sekretaria- 
tes formuliert. Die Marktverhâltnisse mit ihrer hohen Nach- 
fragekonzentration und der daraus folgenden Abhangigkeit der 
Anbieter von wenigen Kunden erweisen sich auch hier als 
starker als das Interesse an einem gemeinsamen Vorgehen ge- 
gen den Missbrauch der Nachfragemacht.
Im Unterschied zu diesem Bericht gelangte derjenige liber 
das Frühstücksgetrànke-Kartell zu materiellen Schlussfolge- 
rungen. Fiir die Nachf ragemacht-Problematik ist der Bericht 
deshalb von Bedeutung, weil das erwahnte Kartell in der Ein- 
gabe der Hersteller an die Kartellkommission als eine Abwehr- 
massnahme gegen den Missbrauch der Nachfragemacht dargestellt 
worden war (vgl. VKK 1983:280ff. sowie Abschn. 4.1.). Die 
Kartellkommission nun stiitzte diese Position im Grundsatz 
(VKK 1983:318), womit sie die kartellrechtliche Zulassigkeit 
des Abwehrkartells bestâtigte. Trotz dieses flir die Industrie 
im grossen ganzen günstigen Résultats gibt es auch - wie oben 
bereits erwahnt - Widerhaken im Bericht. So bezeichnete die 
Kartellkommission die Auswirkungen des Kartells auf den Wett- 
bewerb als "vorwiegend negativ" und formulierte Anregungen, 
welche die Streichung einiger Regelungen des Kartells (liber 
Werbebeschrankungen und bestimmte Rabattarten) verlangen 
(VKK 1983:319f.). Des weiteren erregen manche der im Bericht 
enthaltenen Formulierungen das Missfallen der Hersteller.
Dies ist insbesondere dort der Fall, wo die Kartellkommission 
feststellt, das Frlihstlicksgetranke-Kartell sei zwar als Mass- 
nahme gegen Nachfragemacht-Missbrauch zulassig, aber nur in- 
soweit seine Bestimmungen zur Bekampfung des Nachfragemacht- 
Missbrauchs "nôtig und verhaltnismassig" seien (VKK 1983:306). 
Die Hersteller sehen nach eigenen Angaben hierin ein "impli- 





























































































Die gespaltene Stellung der Industrie gegenüber diesem Be- 
richt widerspiegelt einen Zwiespalt im Bericht selbst, wel- 
cher zwar das Kartell als rechtlich zulassig anerkennt, 
gleichzeitig aber einzelne seiner Bestimmungen korrigiert 
sehen mòchte. Dieser Zwiespalt wiederum ist ein Résultat 
der Zusammensetzung und Arbeitsweise der Kommission: Weil 
in ihr die unmittelbar betroffenen, zum Teil widerspriich- 
lichen Interessen (Industrie, Handel, Konsumenten) vertreten 
sind, ist die Kommission nur beschlussfahig, wenn Kompro- 
misse ausgehandelt werden kònnen. Hotz (1981:22) spricht 
deshalb im Zusammenhang mit den Berichten der Kartellkom- 
mission von "Kompromissen zwischen den interessierten Krei- 
sen", die "einem immer wieder von neuem vorzunehmenden Akt 
der politischen Bewertung" entsprangen. Da die Berichte mit- 
hin als Resultate politischer Meinungsbildungsprozesse zu 
verstehen sind, kommt der Interessenvertretung innerhalb der 
Kommission erhòhte Bedeutung zu. In Bezug auf unser Thema 
ist dabei wichtig, dass zwar wie erwahnt die Konsumgenossen- 
schaften als die grossten Nachfrager direkt in der Kommission 
Einsitz haben, dass aber die Nahrungsmittelindustrie ledig­
lieli durch einen Reprâsentanten des Industrie-Spitzenverban- 
des Handels- und Industrieverein, nicht aber eines Branchen- 
verbandes oder der PROMARCA vertreten ist (27). Das bedeutet, 
dass die Nahrungsmittelindustrie auf die Verhandlungen der 
Kartellkommission nur indirekt und nur als eine von anderen 
ausserhalb der Kommission stehenden Interessengruppen Ein- 
fluss nehmen kann.
3. Ailes in allem sind Interventionen auf staatlicher Ebene - 
Gesetzgebung wie Vollzug - als Antwort auf Nachfragemacht nur 
teilweise erfolgversprechend. Die Nahrungsmittelindustrie 
begibt sich hier auf ein von den politischen Krafteverhalt- 
nissen und deren Spiel gepragtes Feld.Vom Ergebnis dieses 
Spiels, das von der Nahrungsmittelindustrie und ihren Ver- 
banden nur beeinflusst, aber nicht bestimmt werden kann, 





























































































In alien drei institutionellen Bereichen, die in diesem 
Kapitel untersucht wurden, sind die Môglichkeiten für kol- 
lektive Reaktionen der Nahrungsmittelindustrie auf Nachfrage- 
macht eingeschrânkt. Das trifft insbesondere auf den Markt 
zu, wo die Gegenwehr nur unter spezifischen Bedingungen er- 
folgreich ist, wie wir am Beispiel des Frühstücksgetranke- 
Kartells sahen. Hingegen konnten wir sowohl bei Interventio- 
nen in der Oeffentlichkeit (Problematisierung von Nachfrage- 
macht) wie auch auf staatlicher Ebene (Billigung des Frühstücks- 
getrënke-Kartells) gewisse, freilich relative, Erfolge er- 
kennen. Von ausschlaggebender Bedeutung ist hierbei jedoch, 
dass gerade in den zuletzt genannten Interventionsbereichen 
nur indirekte, mittel- bis langfristig wirkende Antworten 
auf Nachfragemacht moglich sind. Denn Nachfragemacht ist 
wesentlich eine Folge der Nachfragekonzentration, stützt 
sich also auf die Marktverhâltnisse ab, und ihre konkreten 
Formen sind unmittelbar marktbezogen (vgl. Kap. 3). Also 
miissen auch Reaktionen auf Nachf ragemacht auf dem Markt er- 
folgen. Reaktionen in den Bereichen Oeffentlichkeit und Staat 
haben demgegenüber subsidiare Bedeutung; sie unterstiitzen 
die Reaktion auf dem Markt, ersetzen sie aber nicht. Das 
erklart auch die geringe Wirksamkeit von Erfolgen, welche 
in diesen Bereichen errungen werden: Fehlt die Moglichkeit, 
solche Erfolge auf dem Markt durchzusetzen, so bleiben sie 
ein Versprechen, das nicht einzulôsen ist.
Man kônnte sich nun die Frage stellen, weshalb in einem Land, 
das wie kaum ein anderes reich ist an Kartellen, Preisab- 
sprachen und ahnlichem und in dem diese Form der Marktorga- 
nisation als legitim gilt und gesetzlich nicht geahndet wird, 
Kartelle und freiwillige Vereinbarungen in der Abwehr von 
Nachfragemacht so wenig Erfolg haben. Die Antwort auf die 
Frage liegt in der spezifischen Struktur des Verhaltnisses 




























































































Kapitel der Fallstudie gehe ich deshalb nâher auf diese 
Struktur und ihre Dynamik ein.
5. NACHFRAGEMACHT ALS AUSDRUCK EINER STRUKTURELLEN 
BEZIEHUNG UND IHRER DYNAMIK
Die Untersuchung über die Nachfragemacht des Lebensmittel- 
detailhandels und die diesbeziigliche kollektive Reaktion 
der Nahrungsmittelindustrie hat als allgemeines Résultat 
ergeben, dass der Lebensmitteldetailhandel aufgrund seines 
hohen Konzentrationsgrades über die strukturellen Voraus- 
setzungen für Nachfragemacht verfügt, dass er diese gegen- 
über der Industrie zwar nicht ausschliesslich, aber auch 
missbrauchlich einsetzt und dass er mit seinen Forderungen 
durchdringt. Die kollektive Gegenwehr der Industrie bleibt 
trotz Massnahmen in verschiedenen institutionellen Bereichen 
in der Regel ohne unmittelbaren Erfolg. Die Nachfragemacht 
des Lebensmitteldetailhandels hat also zwischen Industrie 
und Handel eine Situation des Machtungleichgewichts im Sinne 
der in Abschn. 1.1. referierten Definition geschaffen.
Nun ist ein Ungleichgewicht, betrachtet man es als Muster 
einer strukturellen Beziehung zwischen zwei Akteuren, im 
Lebensmittelbereich keineswegs etwas neues. Neu ist ledig- 
lich die Verschiebung seines Schwerpunktes: Traditioneller- 
weise, d.h. bis zur Mitte der 60er Jahre, lag dieser Schwer- 
punkt bei der Industrie. Sie war früher und besser organi- 
siert als der lange Zeit gewerblich gepragte Detailhandel; 
so geht z.B. das oben (Abschn. 4.1.) erwâhnte Schokolade- 
Kartell auf die Zwischenkriegszeit zurück. In jener Période 
war die Industrie in der Lage, dem Handel ihre Bedingungen 
zu diktieren. Eines der wichtigsten Mittel für dieses Dik­
tat waren die verbindlich festgesetzten und mit Sanktionen 
der PROMARCA durchgesetzten Endverkaufspreise für Marken- 




























































































Erinnerung an diese fiir die Industrie goldenen Zeiten scheint 
in einem Satz des Geschaftsführers der PROMARCA auf, der 
anlasslich eines Vortrags bemerkte: "Vorbei sind die Zeiten, 
da der stolze Markenartikler dem Handel seine Bedingungen 
diktieren konnte."
Seit den 50er Jahren begann sich diese Situation im Gefolge 
der Strukturveranderungen im Lebensmitteldetailhandel zu an- 
dern. Die Einführung und Ausbreitung des Selbstbedienungs- 
systems und die damit verbundene Entstehung grossflachiger 
Ladenformen (vgl. Abschn. 2.1.) fiihrte zu einem Rationali- 
sierungsschub und zu ersten Konzentrationsbewegungen im 
Detailhandel. Dieser Prozess hatte Folgen fiir die Môglich- 
keit der Durchsetzung der Preisbindung. Der Handel begann 
mehr und mehr, Eigenmarken statt der teureren Markenartikel 
zu begünstigen, Rabatte und Aktionen durchlôcherten zuneh- 
mend die Preisbindung, welche zudem in der Oeffentlichkeit 
als eine Politik zur kiinstlichen Hochhaltung der Preise 
gait und immer ofter kritisiert wurde. Mitte der 60er Jahre 
dann war es soweit, dass die Preisbindung insbesondere gegen- 
über den grossen Handelsunternehmungen (Konsumgenossenschaf- 
ten und Warenhauser) nicht mehr durchgesetzt werden konnte. 
Aus der unhaltbar gewordenen Situation zog die PROMARCA im 
Februar 1967 die Konsequenzen: Sie beschloss an einer Mit- 
gliederversammlung, fortan auf Zwangsmassnahmen zur Durch­
setzung fester Endverkaufspreise zu verzichten. Obschon die 
PROMARCA als Folge dieses Beschlusses "hartere Zeiten fiir 
den Markenartikel" kommen sah, schien ihr eine solche "klare 
Lôsung" vorteilhafter zu sein als eine Regelung, die nurmehr 
auf dem Papier bestand (28). Der Fall der Preisbindung als 
Folge der Unmoglichkeit, dem Handel weiterhin die Bedingungen 
zu diktieren, markiert den entscheidenden Wendepunkt im Ver- 




























































































Die "hàrteren Zeiten" brachen in der Folge zunachst fiir 
viele unabhangige Detaillisten an, welchen die Preis- 
bindung als Margenschutz gedient hatte. Praktisch sofort 
nach der Freigabe der Endverkaufspreise begann das spater 
vieldiskutierte Ladensterben, das schon Ende der 50er 
Jahre eingesetzt hatte, drastische Ausmasse anzunehraen 
(vgl. Fig. 1); parallel dazu breitete sich die Handelsform 
des Discounters fast schlagartig aus (vgl. Abschn. 2.1.). 
Ailes in allem hat der Fall der Preisbindung den Konzentra- 
tionsprozess im Lebensmitteldetailhandel erst so richtig in 
Schwung gebracht und damit das Problem der Nachfragemacht 
wenn nicht geschaffen - der Beschluss vom Februar 1967 war 
gewissermassen selbst schon eine kollektive Reaktion auf 
Nachfragemacht, welche aber bezeichnenderweise aus heutiger 
Sicht eher kontraproduktiv wirkte - so doch erheblich ver- 
scharft.
Es ist nicht erstaunlich, dass die Industrie als diejenige 
Seite, die einen Machtverlust hatte hinnehmen miissen, nun 
Nachfragemacht und die damit zusammenhangenden Fragen in 
die offentliche Diskussion einzubringen begann. Sie konnte 
sich dabei seit Mitte der 70er Jahre auf eine wachsende Kri- 
tik an den Konzentrationstendenzen im Lebensmitteldetail­
handel und am Ladensterben stiitzen, welche ihrerseits vor 
allem urn Fragen der Versorgungssicherheit und des vertret- 
baren Masses an Grosse (insbesondere der Konsumgenossen- 
schaften) kreiste. Durch eine geschickte Verknüpfung dieser 
Themen mit jenem der Nachfragemacht gelang es der Industrie, 
Nachfragemacht als ein Problem von gesellschaftlicher Reich- 
weite ins offentliche Bewusstsein zu heben. Aus dem Blick- 
feld ausgespart blieb dabei freilich die Tatsache, dass die 
Industrie in bestimmten Teilmarkten wie dem Bier- oder dem 
Schokolademarkt nach wie vor eine starke Stellung hat und 
dass auch auf Seiten der Industrie erhebliche Konzentrations- 




























































































Im Gegensatz zu diesem relativen Erfolg auf der Ebene der 
Oeffentlichkeitsarbeit gelingt es der Nahrungsmittelindustrie 
dort, wo es wirklich drauf ankommt, bei kollektiven Reaktio- 
nen auf dem Markt, nur ausnahmsweise, sich durchzusetzen 
(vgl. Abschn. 4.1.). Die Misserfolge beruhen auf zwei sich 
erganzenden Faktoren: Zum einen gibt es funktionelle Unter- 
schiede zwischen Industrie und Handel. Ich denke dabei an 
die grundsatzlich hohere Flexibilitat des Handels, der im 
Prinzip eine Infrastruktur (Raumlichkeiten, Regale, Personal 
etc.) zur Verfiigung stellt, welche unabhangig von spezifi- 
schen Produkten ist, und der deshalb leichter ein bestimmtes 
Produkt durch ein beliebiges anderes (30) ersetzen kann 
als die Industrie, die zum Teil hohe produktspezifische Vor- 
leistungen (Forschung und Entwicklung, Produktionslinien, 
Verpackung, Design, Werbung etc.) amortisieren muss und des­
halb nicht ohne weiteres von einem Produkt auf ein anderes 
umschalten kann (vgl. Schluep 1977:580f.). Auch steht die 
Industrie unter einem Innovationszwang, will sie mit ihrem 
Fabrikationssortiment auf dem Markt prasent bleiben; der 
Handel reagiert demgegeniiber im Prinzip lediglich auf die 
von der Industrie angebotenen neuen Produkte, indem er sie 
ins Sortiment aufnimmt - oder mittels Eigenmarken kopiert.
Das Risiko von Neuentwicklungen tragt in der Regel die In­
dustrie. Insgesamt erscheint die Industrie eher produkt- 
bezogen, wahrend der Handel eher umsatzbezogen funktioniert. 
Fur die Industrie sind Produkteigenschaften, Stiickzahlen, 
Entwicklungskosten usw. relevant, fur den Handel der Lager- 
umschlag, allenfalls Kosten fur Prasentation und Raumlich­
keiten .
Diese funktionellen Unterschiede wirken sich fur die Industrie 
dann nachteilig aus, wenn sie - wie die Nahrungsmittelin- 
dustrie (Farago et al. 1984:13ff.) - in einem stagnierenden 
Markt operieren muss und mit Ueberkapazitaten zu ringen hat. 
Denn unter solchen Umstanden verscharft sich der Konkurrenz- 
kampf zwischen den Anbietern, und die Nachfrager, die ohne- 




























































































Drohung, Produkte aus dem Sortiment zu nehmen, einen nach- 
haltigen Druck auf die Hersteller ausiiben, welchem letztere 
wegen ihrer Produktbezogenheit in der Regel kaum etwas ent- 
gegenzusetzen haben. Die Industrie sieht sich also einer 
Kumulation unguns tiger Umstande gegeniiber, die kollektives 
Handeln auf dem Markt wenn nicht verunmoglicht so doch er- 
heblich erschwert.
Die Nachfragemacht-Problematik ist insgesamt ein Beispiel 
fur die Grenzen verbandlichen Handelns von Unternehmern. 
Solches Handeln war mdglich und effizient, solange die 
Industrie gegeniiber dem Handel ein Uebergewicht hatte; 
unter dieser Bedingung konnte die Preisbindung von der 
PROMARCA mit Sanktionen sowohl gegen aussen (Handelsunter- 
nehmungen, welche die vorgeschriebenen Preise unterliefen) 
wie gegen innen (Hersteller, die Lieferboykotte durchbrachen) 
durchgesetzt werden. Die Preisbindung fiel zusammen, als 
das Machtungleichgewicht von Industrie und Handel sich zuun- 
gunsten der Industrie zu verschieben begann. Angesichts der 
Bedrohung der Verwertungsmoglichkeiten jedes einzelnen 
Unternehmens waren die Fabrikanten von da an auf keine ge- 
meinsamen Usanzen mehr zu verpflichten. Betriebswirtschaft- 
liche Kalkule (Auslastung, Umsatz, Marktanteil) wurden dem • 
Brancheninteresse vorangesetzt, sobald sie bedroht waren. 
Deshalb fruchteten die Appelle der PROMARCA an das lang- 
fristige gemeinsame Interesse - in ihren Publikationen seit 
dem Fall der Preisbindung stets prasent - nur wenig. Es ist 
seither trotz zahlreichen Versuchen nicht mehr gelungen, eine 
ahnlich erfolgreiche Marktordnung aufzustellen. Kollektives 
Handeln von Unternehmern bewegt sich in einem Residuum, das 
erst an Verbindlichkeit gewinnen kann, wenn das okonomische 
Ueberleben der einzelnen Firmen nicht mehr bedroht ist. Die 
Entwicklung des Verhaltnisses von Industrie und Handel im 























































































































































































(1) Selbstverstândlich sind auch individuelle Reaktionen 
einzelner Firmen gegeniiber Nachfragemacht (Ablehnen 
der Forderungen des Nachfragers, Boykott eines Nach- 
fragers, gerichtliche Klage, betriebswirtschaftliche 
Massnahmen wie Diversifizierung, Konzentration u.a.) 
denkbar. Sie bilden aber in der Schweiz - zum Teil 
aus Griinden, die noch zu erôrtern sein werden - die 
Ausnahme. Ich werde sie in dieser Untersuchung auch 
deshalb nicht berücksichtigen, weil deren theoretischer 
Zusammenhancr das kollektive und nicht das individuelle 
Handeln von Unternehinern thematisiert.
(2) "Die Nachfragemacht kann an sich mit Marktmacht, ver- 
standen im Sinne von Marktbeherrschung oder massgeb- 
licher Marktbeeinflussung, gleichgesetzt werden."
(VKK 1976 : 79; in gleichem Sinn Schluep 1977:580)
(3) Die Kartellkommission spricht in die..em Zusammenhang 
auch von der Relevanz der Unternehmensstruktur, der 
Finanzkraft, der Verflechtungen und oer Abhangigkeit 
von der Marktgegenseite (VKK 1976:79).
(4) Die Struktur der Nahrungsmittelindus!rie als der 
Anbieterseite haben wir bereits in ui serem Bericht 
über die Verbande der Nahrungsmittelindustrie behan- 
delt (Farago et al. 1984:13ff.).
(5) Quelle: Nielsen 1976, 1982.
(6) Quelle: SBG 1983:2.
(7) Supermarkt: Ein Selbstbedienungsladen mit einer Ver- 
kaufsflache von mindestens 400 qm, welcher vorwiegend 
Lebensmittel verkauft, aber ein Non Food-Sortiment 
aufweist, das etwa einen Drittel ausmacht.
Discount : Ein Selbstbedienungsgeschaft (bis 1000 qm), 
welches vorwiegend oder ausschliesslich problemlose 
Waren (Lebensmittel und Non Food) zu Preisen, welche 
etwa 20 % unter den handelsüblichen Preisen liegen, 
anbietet. Service-Leistungen werden keine erbracht.
Verbrauchermarkt: Ein in Hallenform (ab 1000 qm) ge- 
fiihrtes Selbstbedienungs-Grossraum-Geschaft, in dem 
ein relativ anonymes Sortiment von vorwiegend Gütern 
des kurzfristigen Bedarfs mit um etwa 20 % unter dem 
Branchendurchschnitt liegenden Preisen angeboten wird. 
Grundsatz: "Grosser Umsatz - kleiner Nutzen". An vor­
wiegend verkehrsorientierten Standorten, ohne den im 
Einzelhandel üblichen Service.




























































































(8) Vgl. systematisch und ausführlich zu dìesen Ursachen 
VKK 1979:349ff.; zusammenfassend: 376.
(9) Diese Praxis geht auf Bovkottaktionen der Industrie 
gegenüber MIGROS zu deren friihen Zeiten in den 30e.r 
und 4 0er Jahren zuriick.
(10) Weitere Details zu Entstehungsgeschichte und Organi­
sation von MIGROS und COOP enthalt unser Bericht über 
Verbande der Nahrungsmittelindustrie (Farago et al.
1984:105ff.).
(11) Quelle: UNILEVER/IHA: Struktur der schweizerischen 
Warenhaus-Konzerne und der Warenhauser. Stand 1982.
(12) Der Befund einer hohen Konzentration auf dem Konserven- 
markt verstarkt sich noch, wenn die MIGROS in die 
Betrachtung einbezogen wird; denn sie allein verfiigt 
über einen Anteil von 46 % am Gesamtmarkt, COOP über 
weitere 26 %, sodass praktisch 3/4 des Marktes von
den zwei Konsumgenossenschaften abgedeckt werden.
(13) Das deutsche Bundeskartellamt nimmt Abhangigkeit eines 
Herstellers von einem Kunden an, wenn letzterer 5 % 
der Produktion abnimmt (VKK 1983:282); Linda (1981:24) 
setzt die Grenze der Abhangigkeit bei einem Anteil von 
60 % der 10 grossten Abnehmer fest; die MIGROS schliess- 
lich spricht in ihrer im folgenden zitierten Untersu- 
chung über ihre eigene Nachfragemacht von mittlerer 
Abhangigkeit bei einem Umsatzanteil von über 10 % und 
von grosser Abhangigkeit bei einem solchen von über
30 % (M-Sozialbilanz 1980:18).
(14) Vgl. hierzu als konkretes Beispiel die Geschichte des 
Berichtes der Kartellkommission über Nachfragemacht 
(Abschn. 4.3.) sowie die diesbezüglichen Bemerkungen 
der Kartellkommission selbst (VKK 1976:88) und von 
Schluep (1977:590).
(15) Als Frühstücksgetranke bezeichnet man pulverformige, 
malz- und kakaohaltige Zusatze, die - in kalter oder 
waimer Milch aufgelòst - in der Schweiz besonders als 
Kindernahrung sehr popular sind.
(16) Der 6. Produzent, HACO, ist langjahriger Vertragsliefe- 
rant der MIGROS, welche ihrerseits von keiner anderen 
inlandischen Firma Frühstücksgetranke bezieht. Die HACO 
war wegen ihrer festen Beziehungen zur MIGROS in keiner 





























































































(17) "Bei der Herstellung von Kakaobutter fâllt über- 
schüssiges Kakaopulver an, welches ein wichtiger 
Bestandteil der Frühstücksgetrànke ist" (VKK 1983:269).
(18) Vgl. zum folgenden die Ausfiihrungen im Jahresbericht 
1981 der PROMARCA sowie in der Botschaft Ladensterben, 
S. 31f.
(19) Als Lockvogelpolitik wird der Verkauf einzelner Marken- 
artikel unter Einstandspreisen bezeichnet, weil mit 
solchen Aktionen zusatzliche Kunden in der Hoffnung 
angezogen werden, dass sie im gleichen Laden auch an- 
dere Artikel kaufen, welche nicht unbedingt billiger 
sind als bei der Konkurrenz. Der Handel kompensiert 
auf diese Weise allfallige Verluste bei den herabge- 
setzten Produkten mit dem Mehrumsatz bei Produkten mit 
normaler Marge. Solche Praktiken werden vor allem von 
Discountern angewendet.
(20) Vernehmlassungen sind ein Teil des schweizerischen 
Gesetzgebungsverfahrens. In der Vernehmlassung wird 
den "zustandigen Organisationen der Wirtschaft"
(Art. 32 Abs. 3 Bundesverfassung) Gelegenheit gege- 
ben, zu einzelnen Gesetzgebungsprojekten noch vor 
deren parlamentarischer Behandlung (meist schriftlich) 
Stellung zu nehmen. Der Kreis der zur Vernehmlassung 
eingeladenen Interessenorganisationen wird in der 
Regel so weit wie moglich gefasst; die wichtigsten 
Verbande (z.B. nationale Spitzenverbande) sind prak- 
tisch iraraer dabei.
(21) Auf dem Gebiet der individuellen Produktewerbung hat 
sie dagegen schon lange koordinierende Funktionen inne; 
so ist sie etwa in der AG für das Werbefernsehen ver-■ 
treten, in der u.a. über die Plazierung der TV-Werbung 
im Rahmen des Gesamtprogramms entschieden wird, und 
eine ihrer wichtigsten standigen Kommissionen ist die 
Marketingkommission.
(22) Das Gesetz gegen den unlauteren Wettbewerb (UWG), das 
ebenfalls zur Zeit in Revision ist, streift zwar in 
einigen seiner Bestimmungen - insbesondere in der Frage 
der Lockvogelpolitik - die Nachfragemacht-Problematik 
ebenfalls. Nachfragemacht wird aber in der Botschaft 
des Bundesrates zum UWG explizit dem Kartellgesetz zu- 
gewiesen und aus dem UWG ausgeklammert (Botschaft UWG, 
S. 24f. ) .
(23) Eine Uebersicht iiber die von verschiedenen Interessen- 
gruppen vertretenen Standpunkte vermittelt NZZ 1981.
(24) Vgl. zur Abgrenzung von Delegation gegeniiber anderen 





























































































(25) Werden Empfehlungen, welche aus Sonderuntersuchungen 
(s.u.) resultieren, nicht befolgt, so konnte gemass 
Art. 22 Kartellgesetz das Eidgenossische Volkswirt- 
schaftsdepartement (nicht die Kartellkommission) 
verwaltungsrechtliche Klage beim Bundesgericht erhe- 
ben; das ist jedoch bis anhin noch nie geschehen, 
sodass es zum Kartellgesetz keine gerichtliche Praxis 
gibt. In der Vorlage zur Revision des Kartellgesetzes 
ist neu ein Verfügungsrecht der Kartellkommission vor- 
gesehen; diese Bestimmung blieb im Laute der Revision 
aber nicht unbestritten.
(26) Die Konsumgenossenschaften MIGROS und COOP haben Sitze 
in der Kartellkommission inne, weil sie - so der Vor- 
steher des Sekretariats der Kommission - keinem der
in der Kartellkommission vertretenen Spitzenverbande 
angehoren.
(27) Bei der Zusammensetzung der Kommission werden in 
erster Linie die Spitzenverbande berücksichtigt.
(28) Vgl. PROMARCA-Jahresbericht 1967 sowie Auer 1967, 
die beide auch die konkrete Vorgeschichte des Be- 
schlusses schildern.
(29) So sank z.B. die Zahl der Schokoladefabriken seit 1945 
von ehemals 40 auf heute 19, die der Bierbrauereien 
von iiber 100 auf heute 44 (Sprüngli 1981:75).
(30) Es gibt gerade im Lebensmittelbereich nur wenige Pro- 
dukte, die - wie die OVOMALTINE (vgl. Abschn. 4.1.) - 
auf dem Markt so stark sind, dass kein Verteiler auf 
sie verzichten kann, will er nicht erhebliche Umsatz- 
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